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Der Gedanke, das große in den rein musikalischen Werken ruhende 
und den Komponisten verloren gehende Kapital wirtschaftlich zu ver- 
werten und den ganzen Verkehr zwischen den Urhebern oder den sonsti- 
gen Inhabern von Aufführungsrechten einerseits und allen Veranstaltern 
öffentlicher Aufführungen andererseits durch eine Zentralstelle zu leiten, 
ist nicht neu, er ist auch nicht in Deutschland zuerst entstanden. 

Schon am 31. Januar 185 1 wurde eine solche Anstalt unter dem 
Namen Societe des Auteurs, Compositeurs et Editeurs de Musique in 
Paris gegründet, die sich folgende Ziele setzte: 

1. Die Interessenwahrung der Textdichter, Komponisten und Musik- 
verleger, wie ihrer Rechtsnachfolger allen denjenigen gegenüber, 
die ihre Werke öffentlich aufführen; 

2. die Erhebung von Berechtigungsgebühren in Frankreich, seinen 
Kolonien wie im Ausland^). 

Daß es gerade Frankreich war, das hier bahnbrechend allen anderen 
Nationen so weit vorauseilte, liegt einmal daran, daß die Syndikatsbildung 
dort sehr früh einsetzt und sich rasch auf den verschiedensten Gebieten 
entwickelt hat ^) ; so finden wir auch eine eigene Gesellschaft für die Er- 
hebung der Aufführungshonorare dramatisch-musikalischer Werke (So- 
ciete des Auteurs et Compositeurs dramatiques). Der tiefere psycholo- 
gische Grund ist wohl schon im französischen Volkscharakter zu suchen, 
der, stolz auf seine alte Kultur, jedes aus seinem Wesen herausgeborene 
Geisteswerk eher über- als unterschätzt und diese Wertschätzung auf den 
Autor überträgt. Ein solcher G«ist herrscht auch schon in der französi- 
schen Gesetzgebung, welche, in der großen Revolution entstanden, schon 
lange den Schutz des Urhebers kennt, und alle Werke ohne irgend welche 
Ausnahme bis auf fünfzig Jahre nach seinem Tode schützt. 



i) Statuts de la Societe. Artikel 4 (objet de la Societe). 
2) Vergl. Lexis, Die Gewerkvereine und Unternehmerverbände in Frankreich. 
Leipzig 1879. 



Ein weiterer Grund scheint mir in dem entschiedenen Übergewicht 
der Komponisten besserer Unterhaltungsmusik vor allem leichter Musik 
(Operetten, Chansons, Pantomimen) über diejenigen ernster Musik zu 
liegen. Wie stark muß dieses Vorherrschen der Produktion leichter Musik 
in Frankreich sein, wenn man schon im deutschen Musikleben ungefähr 
folgendes Verhältnis feststellen kann*) : 
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Diese Tabellen zeigen uns einmal, daß in Frankreich die Modekom- 
ponisten leichter Musik die erste Stelle einnehmen, dann aber, daß ihre 
Werke den Schutz des Gesetzes sämtlich genießen, die Konkurrenz somit 
fortfällt. 

Da aber gerade diese Klasse von Komponisten sehr darauf aus ist, 
materiellen Gewinn aus ihrer Kunst zu schlagen, ihr sogar meist der 
materielle Gewinn über die Kunst geht, so mußte es ihnen auch ganz be- 
sonders auf vollste Verwertung ihrer Aufführungsrechte ankommen. 
Hieraus ergibt sich aber auch der Hauptfehler der französischen Societe : 



i) Diese Tabellen sind der Denkschrift der Genossenschaft deutscher Kom- 
ponisten entnommen; wenn sie auch im einzelnen keinen Anspruch auf allzu große 
Genauigkeit machen können, geben sie doch von der Gesamtlage ein anschau* 
liches Bild, das sich seit Aufstellung der Tabellen eher noch zu Gunsten der ge- 
schützten Werke verschoben hat. 
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die ausschließliche Betonung des rein geschäftlichen, finanziellen Teiles der 
Aufführungsrechte und die Verwertung eines Rechts in rein kaufmän- 
nischer Weise. 

So lange es sich nur um Verwertung leichter Musik handelt, liegt 
eine Gefahr noch nicht vor, wohl aber, wenn die Veranstalter ernster 
Musikaufführungen in derselben Weise besteuert werden. Bei diesen liegt 
nur selten ein Erwerbszweck vor, ja sie arbeiten meist mit Defizit, nur 
der Verbreitung der Kunst dienend. Diese kann je'de zu hohe Belastung 
schwer schädigen, oder sie von der Aufführung von tantiemepflichtigen 
Werken abhalten und so deren Komponisten schädigen. Es muß hier 
also mit äußerster Vorsicht und Mäßigung vorgegangen werden. 

Wenn auch die Societe den Bogen manchmal zu straflf spannte und 
bis zu fünf Prozent, ja zehn Prozent Tantiemen erhob, gab sie doch 
berechtigten Reklamationen nach und man darf ihr Wirken in Frankreich 
als segensreich bezeichnen. Um so unheilvoller gestaltete sich aber ihr 
Einfluß im Ausland ; ihn dorthin auszudehnen boten ihr die Bestimmungen 
der Berner Konvention die Handhabe^). 

Sie versuchte es zunächst in der Schweiz, Belgien und schließlich 
in Elsaß-Lothringen. Aber gerade die Einrichtungen, die sich in Frank- 
reich aufs beste bewährt hatten, stellten sich hier als großer Nachteil 
heraus : Die Zentralisation des ganzen Systems in Paris und die Allgewalt, 
mit der der Generalagent der Gesellschaft ausgestattet ist. Dieser setzte 
in Belgien, in der Schweiz und in Elsaß-Lothringen ^) je einen Agenten 
ein, der nun seinerseits vollständig unabhängig das Erheben der Tantiemen 
vornahm. Da diese Leute ohne jedes Verständnis für Kunst waren und 
das französische System ohne weiteres auf das ihnen untergestellte Gebiet 
anwandten, stellten sich bald schwere Mißstände heraus. Dazu ließen 
sie sich noch die größten Ungerechtigkeiten und Übergriffe zuschulden 
kommen. Es würde zu weit führen, hier auf Einzelheiten einzugehen, wie 
die Agenten viel zu hohe Forderungen stellten, Prozente für Werke er- 
hoben, die gar nicht dem Bestände der Societe angehörten, oder an denen 
gar kein Aufführungsrecht mehr bestand u. dergl. mehr. Ich möchte hier 
nur Kufferath einige Fälle entnehmen, die besonders drastisch die 



i) Die Berner Übereinkunft, Artikel 2 und 9. 

2) Anm.: Eine ebenso eingehende, wie treffliche und gerechte Schilderung 
der Zustände in Belgien bietet die Schrift Kufferaths: Kufferath, Les abus de la 
Societe des Auteurs, Compositeurs et Editeurs de musique, Brüssel 1897. Für 
Elsaß-Lothringen verweise ich auf die Broschüre Hilpert, Die Besteuerung nnusika- 
lischer Aufführungen in Elsaß-Lothringen 1896. 
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Kostspieligkeit des französischen Verwaltungsapparates zeigen und, welche 
Ungeheuerlichkeiten entstehen, wenn ein Agent ohne ab und zu zu geben, 
mit den Maximen eines Steuerpächters ins Musikleben eingreift. 

Edgard Tinel wollte in Malines und in Brüssel sein Oratorium 
Franziskus aufführen. Als Mitglied der Societe wandte er sich an diese, 
die ihm auch die Erlaubnis zur Aufführung gegen Zahlung von 50 Francs 
gestattete. Mochte diese Summe dem Komponisten für die Aufführung 
seines eigenen Werkes etwas teuer erschienen sein, so kann man sich sein 
Erstaunen denken, als er am Schluß des Jahres 17 Francs ein Centime als 
Gewinnbeteiligung ausbezahlt erhielt; sein Textdichter bekam überhaupt 
nichts. Seine Reklamationen blieben ohne Erfolg, somit waren 62^^ % 
für Verwaltungskosten angeblich abgezogen worden. So war es in Ma- 
lines. Nicht besser erging es ihm in Brüssel. Von drei aufeinander 
folgenden Aufführungen erhob die Societe fünf Prozent der Bruttoein- 
nahme, die sich auf über 12 000 Francs belief. Den Autoren hätten somit 
ungefähr 500 Francs oder selbst mehr zugeteilt werden müssen. Tinel 
erhielt 150 Francs, die Textdichter nichts. Auf die Drohung mit einem 
Prozeß hin, nach langen Verhandlungen, übersandte die Societe endlich 
weitere 150 Francs an Tinel für seine Textdichter, zusammen also 300 
Francs ; auch hier wurden über 40 % zurückbehalten. 

Im Jahre 1895 wollte Samuel, der Direktor des Kgl. Konservato- 
riums in Gent seine Symphonie Christus in einem von ihm organisierten 
Konzert aufführen. Er mußte persönlich 30 Francs Aufführungsgebühr 
zahlen. Bei der Abrechnung erhielt er 18 Francs. Er hatte also 12 Francs 
zahlen müssen, um seine eigene Musik aufführen zu dürfen! 

Die Bestimmung, daß ein Mitglied auch über die Aufführung seiner 
eigenen Werke nur durch Vermittlung der betreffenden Anstalt verfügen 
darf, ist, so prekär sie auf den ersten Blick erscheinen mag, notwendig, da 
sonst die Wirksamkeit der Anstalt leicht illusorisch gemacht oder wenig- 
stens stark erschwert werden könnte. Indessen ist es der Deutschen An- 
stalt gelungen, durch sorgfältige Berücksichtigung der individuellen Ver- 
hältnisse und besonders durch die Durchführung des Pauschalsystems, wie 
wir später sehen werden, alle nachteiligen Folgen zu vermeiden. 

Reklamationen gegen alle diese Übelstände in Paris blieben erfolglos, 
was seinen Grund größtenteils in einem weiteren Übelstand hatte : Die nicht 
französischen Urheber haben keinen Vertreter in der Leitung (Syndikat) 
noch in den Kontrollorganen ^) ; da femer die Generalversammlungen 
statutengemäß in Paris stattfinden, ist es ihnen unmöglich, an den Be- 



x) Statuts, Artikel 11, 12. 



ratungen teilzunehmen und ihren Einfluß auf die Beschlüsse geltend zu 
machen. Es ist aber zu beachten, daß die Reklamationen sich nur gegen 
die Übergriffe der Agenten, nicht aber gegen die Berechtigung der Ge- 
bührenerhebung überhaupt richteten. 

Da die französische Gesellschaft schon seit dem Jahre 185 1 stets 
auch deutsche Komponisten als Mitglieder aufgenommen und so auch 
deutsche Aufführungsrechte (z. B. von Robert Schumann, Richard Wag- 
ner, Brahms, Max Bruch und anderen mehr) zu vertreten hatte, ging 
sie, immer gestützt auf die Berner Konvention und den deutsch-französi- 
schen Literarvertrag daran, ihre Tätigkeit auch auf das innere Deutsch- 
land auszudehnen ^). Damit aber erhob sich die ernste Gefahr, daß das Ein- 
greifen einer fremden Gesellschaft in das deutsche Musikleben, das sich 
schon in Elsaß-Lothringen so verderblich gezeigt hatte, sich auch auf ganz 
Deutschland ausdehnen werde. 

Dazu kam, daß die deutschen Komponisten schon seit Jahrzehnten 
ruhig zusehen mußten, wie von ihren eigenen Werken in Frankreich fort- 
während sehr erhebliche Aufführungsgebühren erhoben wurden, ohne daß 
ihnen ein Pfennig davon zugute kam. Denn die französische Gesellschaft 
weigerte sich, die von ihr für deutsche Werke erhobenen Tantiemen aus- 
zuzahlen, so lange nicht als Äquivalent für die in Deutschland stattfinden- 
den Aufführungen ihrer Komponisten eine, wenn auch noch so bescheidene 
Tantieme an sie entrichtet würde. Diese Ubelstände zu beseitigen, gab es 
nach der bestehenden deutschen Urheberrechtsgesetzgebung und den inter- 
nationalen Verträgen kein anderes Mittel, als auch in Deutschland ein, nur 
eben viel milderes und gerechteres System der Besteuerung öffentlicher 
Musikaufführungen einzurichten. 

Die damaligen Verhältnisse in Deutschland waren einer solchen 
Gründung nicht gerade günstig. Eine Hauptschwierigkeit lag in der Ge- 
setzgebung. Während nach dem Urheberrechtsgesetz von 1870 das Auffüh- 
rungsrecht der dramatischen Komponisten unbedingt geschützt ist, knüpft 
sich nach § 50 bei rein musikalischen Werken der Schutz an die An- 
bringung eines Vorbehaltvermerks, die auf sämtlichen Exemplaren von 
vornherein zu geschehen hat. Diese Beschränkung hat ihren Grund darin, 
daß der Kern dieser Gesetzgebung der Schutz gegen Nachdruck ist. So 
waren denn auch Komponisten gegen Nachdruck vorbehaltlos geschützt. 
Für den Schutz des Aufführungsrechts fand man keine entsprechende, 
sich organisch angliedernde Form, und so kam man auf diese ungenügende 



i) Vergl. R. 84. Sitzung, S. 2452. 
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Denn als völlig ungenügend erwies sie sich. Der junge Komponist 
vermied selbstverständlich die Anbringung des Vorbehalts, da sie ihm 
geeignet schien, die Aufführung seines Wetkes, an der es ihm zunächst 
natürlich um jeden Preis gelegen war, zu hindern. Aber auch die anderen 
Komponisten hatten nicht die Macht, ihren Verleger, der ja anläßlich der 
Drucklegung allein den Vorbehalt aiü)ringen konnte, dazu zu veranlassen. 
Ihm kam es nur darauf an, den geschäftlichen Vertrieb des Notenmaterials 
zu fördern ; an der Ausnützung des Aufführungsrechts hatte er kein Inter- 
esse, auch fehlten dem Einzelnen die Mittel. So kommt es, daß, wenn man 
die Gesamtzahl der Publikationen unter der Herrschaft dieses Gesetzes 
(1870 — 1900) mit 250000 annimmt, wovon allerdings nur 70 — 80000 
Original werke (alle von den vornehmsten bis zu der Tingeltangelware mit- 
gerechnet), nur für vielleicht 1000 Werke der geforderte Aufdruck des 
Vorbehalts erfolgte. Es geschah dies meist, um allgemeiner Verbreitung 
sich erfreuende Kompositionen in Frankreich verwerten zu können^), 
oder um eine Kontrolle gegen den Nachdruck oder das Abschreiben und 
Ausleihen zu haben (so der Verleger von Brahms). 

Für Deutschland aber war, mit ganz wenigen Ausnahmen, das Auf- 
führungsrecht somit ein Recht, das zu nichts berechtigte, es war inhaltslos. 
So erklärt es sich auch, daß Komponisten wie Verleger an eine Verwer- 
tung des Aufführungsrechts nicht dachten. 

Da das Aufführungsrecht für fast alle bereits veröffentlichten Werke 
verfallen war, konnten für eine zu gründende Anslalt nur zukünftige 
Werke in Betracht kommen, es sei denn, daß ein neuer Paragraph die 
Anbringung des Vorbehalts nachträglich gestattete. Um die Tätigkeit 
der Anstalt wirksam zn gestalten, hätten sich alle Komponisten ver- 
pflichten müssen, fortan ihre Werke mit dem Vorbehalt versehen zu 
lassen. Dies aber konnten sie nicht ohne Einwilligung des A^erlegers. 
In der Stellung der Komponisten zu den Verlegern lag also nun die zweite 
große Schwierigkeit. 

Auf den ersten Blick sollte man denken, daß eine Anstalt, die dazu 
dienen soll, ein den Komponisten zustehendes Recht wirtschaftlich zu 
verwerten, einzig und allein von Komponisten geleitet werden dürfte, 
und der gesamte Gewinn ihnen gebühre. Aus den Verhältnissen ergab 
es sich jedoch, daß sie hierbei auf zwei Faktoren Rücksicht zu nehmen 
hatten : die Textdichter und Verleger. In der französischen Societe 
sind beide, wie schon der Titel sagt, den Komponisten völlig gleich 
gestellt. Es ist dies teils aus der französischen Gesetzgebung, die ab- 



Hilpert u. s. w. S. 7. 
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weichend von der deutschen die Textdichter den Komponisten gleich 
stellt und die Verfügung über ein musikalisches Werk von der Ge- 
nehmigung sämtlicher Miturheber abhängig macht, ^) vor allem aber aus 
der damaligen Unselbständigkeit der Komponisten leicht zu erklären. 
Für uns handelt es sich aber darum, objektiv festzustellen, wieweit den 
Textdichtern und Verlegern ein Anteil an der Leitung gebührt. 

Unter den. Textdichtem sind diejenigen zu verstehen, deren Arbeiten 
den Komponisten als Grundlage zu ihren Kompositionen gedient haben. 
Da es sich bei nichtdramatischen Werken wohl stets um Lieder oder 
doch Werke handelt, die vom Gesetz für die Komposition freigegeben 
sind, haben die Textdichter rechtlich keinen Anspruch auf den aus der 
Aufführung ihres Werkes in Verbindung mit der Komposition er- 
wachsenden Gewinn 2). Die Billigkeit verlangt es aber, daß der Kom- 
ponist einen Teil des Ertrages, der ja dem Text mit zu verdanken ist, 
an den Dichter abgebe. Da aber die Komposition die Hauptsache ist, 
wird der Anteil des Dichters am Ertrag nicht so groß zu sein brauchen 
als der des Komponisten. Keinen Anspruch hat er, wenn die Kompo- 
sition allein ohne Beifügung des Textes aufgeführt wird. 

Anteil an der Leitung der Anstalt steht dem Dichter sicherlich 
nicht zu. Die Werke, an deren Verwertung er mitinteressiert ist, bilden 
ja nur einen geringen Prozentsatz aller in Betracht kommenden, und 
auch da hat der Komponist das Hauptinteresse. Dagegen ist ihm so- 
weit Einsicht in den Betrieb der Anstalt und die Buchführung zu ge- 
statten, daß er sich vergewissem kann, daß ihm der einmal zugesicherte 
Gewinn auch voll ausbezahlt wird. 

Viel wichtiger ist die Frage, welche Stellung dem Verleger in der 
Anstalt gebührt. Er ist der Träger des Verlagsrechts. Es kann ihm 
also nicht gleichgültig sein, in welcher Weise die Verwertung des Auf- 
führungsrechts vor sich geht. Wird hier zu scharf vorgegangen, geht 
der Absatz des Notenmaterials zurück, und der Verleger erleidet Schaden. 
Andererseits fällt natürlich dem Verleger, wird das Aufführungsrecht 
garnicht ausgenützt, der ganze Gewinn allein zu. Und aus letzterer 
Erwägung heraus haben wir den Widerstand eines Teiles der Verleger 
zu beurteilen. 

Denn ein zu scharfes Vorgehen der Komponisten gegen die 
Gebührenpflichtigen war aus folgenden Gründen nicht zu befürchten. 
Die Komponisten, um die es sich in Deutschland handelt, sind zum 
größten Teil Vertreter der ernsten Musik. Unter ihnen finden sich ver- 



i) Materialien usw. S. 12. 
2) U.-G. § 20. 
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hältnismäßig selten solche, die eines mäßigen materiellen Gewinnes 
wegen — auf bedeutende Einnahmen aus rein musikalischen Werken 
rechnen können sie doch kaum — in eine Schädigung der öffentlichen 
Musikpflege willigen können. Diese wäre in Deutschland an sich sehr 
leicht zu befürchten. 

Die Aufführungen ernster Musik geschehen sehr viel durch Ver- 
eine, die wenn ihnen nicht eine Nebenerwerbsquelle offensteht, fast stets 
mit Defizit arbeiten, und sich nur durch außerordentliche Beiträge 
halten können. Bei diesen Vereinen kann von einem Erwerbszweck 
keine Rede sein. Für sie ist die Aufführung des Werkes selbst ein 
Genuß und für diesen bereiteten Genuß schulden sie dem Komponisten 
einen Dank. Zum Teil besteht er in der Aufführung selbst, insofern 
hierdurch sein Werk bekannt und eventuell berühmt wird — hieran 
liegt ja wohl jedem Komponisten am meisten — zum Teil soll er in 
einer zu zahlenden Tantieme bestehen, die aber, da ja schon eine Gegen- 
leistung vorliegt, ferner in Anbetracht der schlechten finanziellen Lage 
nur sehr nieder sein darf. 

Sollte den Komponisten aber wirklich die nötige Einsicht hierin 
fehlen und sie sich nur von wirtschaftlichen Prinzipien leiten lassen, 
was immer eintreten kann, wenn die Leitung in die Hände von 
Geschäftsleuten gerät, (vgl. die Societe !), so gibt es auch einen wirt- 
schaftlichen Grund, der sie immer von einer übermäßigen Ausnützung 
ihres Rechts abhalten wird: die Konkurrenz. 

Daß die französische Societe sich so leicht zu Uebergriffen ver- 
leiten läßt, liegt eben darin, daß für sie eine Konkurrenz nicht besteht. 
Ihr gehören alle Werke bis 50 Jahre nach dem Tode deren Verfasser. 
So besitzt sie nicht nur alle, ja stets kurzlebigen, Werke leichten Genres, 
sondern auch fast die ganze ernste französische Musik. Die Aufführenden 
können also ohne Werke aus dem Repertoire der Societe unmöglich 
auskommen, zumal das französische Publikum eine ausgesprochene Vor- 
liebe für neue Werke hat. 

Ganz anders lagen die Verhältnisse in Deutschland. Selbst wenn 
eine neue Urheberrechtsgesetzgebung, was ja wahrscheinlich war, den Vor- 
behalt fallen ließ, war für die Anstalt doch nur die Ausnützung von 
Rechten bis auf 30 Jahre nach dem Tode des Urhebers möglich. 
Somit konnte ihr Repertoire zwar alle Werke leichten Genres umfassen, 
hier würde eine etwas zu starke Ausnützung bei den großen Gewinnen, 
die sie den Aufführenden oder vielmehr den Veranstaltern der Auf- 
führung (Wirten u. s. w.) einbringt, kaum Schaden anrichten, so weit 
man hier überhaupt von Schädigungen der Musikpflege reden kann — 



— 13 — 

von den ernsten Werken, und hierauf kommt es ja an, wird sich immer 
nur ein Bruchteil in ihrem Besitze befinden. Die klassischen Meister- 
werke stehen jedem ohne weiteres zur Verfügung; und werden die 
Forderungen der Anstalt zu hoch, kann er sich leicht ein Programm 
aus freien Werken zusammenstellen. Diese schwere Konkurrenz wird 
die Komponisten sicher von zu hohen Tantiemeforderungen abhalten. 



i) Aber ist die Konkurrenz nicht zu drückend, wird sie den Komponisten 
einen genügenden Vorteil aus ihren Werken gestatten, oder sollte man nicht lieber 
die Konkurrenz schwächen? Diese Frage wurde anläßlich der neuen Urhebe- 
gesetzgebung von 1901 lebhaft erörtert und wohl ohne genügende sachliche Ein- 
gebung auf ihren Kern verneinend beantwortet. 

Wem kann die Verlängerung denn zu gute kommen? Einmal den Erben 
des Verstorbenen. Um Verwandte, die dem Meister im Leben, nahe gestanden, 
ihn in seinem Schaffen gefördert, und damit selbst sich, wenigstens indirekt, 
um das Werk Verdienste erworben haben, kann es sich nicht handeln. Für 
sie ist durch die 30jährige Schutzfrist hinreichend gesorgt. In Betracht kommen 
vielmehr nur noch Verwandte zweiten Grades oder noch Entferntere. Diesert- 
wegen wäre eine Verlängerung unangebracht, das öffentliche Interesse geht dem 
von Leuten vor, die zu dem Schaffen des Autors nicht mehr in Beziehung ge- 
standen haben können (Brahms' Erben!). Außerdem liegt die Gefahr vor, 
die um ihr Recht zu kapitalisieren, es an einen Verleger verkaufen, und so 
der Gewinn einem Unternehmer zufällt. 

Die Frage der Verlängerung ist deshalb für die Gesamtheit von so 
eminenter Wichtigkeit, weil es sich ja hier bekantermaßen nicht um ein dem 
Eigentum an einer Sache analoges Recht — dann wäre die Verlängerung über- 
haupt keine „Frage" — sondern um eine Ausschließungsbefugnis handelt. Wenn 
ich trotzdem noch einmal auf die von juristischer Seite schon fast allgemein 
fallengelassene Theorie vom geistigen Eigentum eingehe, geschieht es deshalb, 
weil die Vertreter der Anstalt ihr noch anhängen. Wie stellt sich die National- 
ökonomie zu dem Begriff des geistigen Eigentums ? Er existiert für sie 
nicht, und er kann nicht für sie existieren. Denn der Begriff des Sondereigen- 
tums überhaupt, resp. seines Umfanges läßt sich nicht aprioristisch fixieren. 
Wir können nicht aus dem Wesen des Sondereigentunis auf seinen Umfang 
schließen , sondern müssen es als die Resultante zweier in ihrer Stärke 
stetig » wechselnder Kräfte . auffassen: des Individual- und des Gesamt- 
interesses. Zuerst also sind die Interessen festzustellen, und aus ihnen, 
nicht aus Naturnotwendigkeit, ergibt sich der Umfang des Sondereigentums. 
Es ist aber falsch, wie es die Theoretiker des geistigen Eigentums tuen, 
zuerst sich einen Eigentumsbegriff zu konstruieren und daraus dem Einzel- und 
dem Gesamtinteresse seine Grenzen setzen zu wollen. Die Theorie muß eine 
Abstraktion des realen Wirtschaftsleben darstellen, nicht aber das Wirtschafts- 
leben die Folge einer Theorie. 

Der Begriff des geistigen Eigentums ist a priori konstruiert, in die Wirk- 
licheit umsetzen läßt er sich nicht. Und wenn es möglich wäre, wenn z. B. das 
Gesetz die Unteilbarkeit des geistigen Eigentums ausspräche, wozu müßte diese 
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Wenn also eine Schädigung der öffentlichen Musikpflege nicht zu 
befürchten war, so waren auch die Verleger vor pekuniären Nachteilen 

ausschließliche und ewige Verfügungsgewalt eines Autors resp. seiner Rechts- 
nachfolger über ein Werk führen? Es bestehen zwei Möglichkeiten: 

1. Das Werk geht wie ein Fideikommis zur Bewirtschaftung von einem 
Erben zum nächsten, und eines Tages erbt es der Schneidermeister X. zusammen 
mit einem Haus. Wie die Miete aus diesem wird ihm das Aufführungsrecht an 
jenem ein Renteneinkommen sichern. Womit aber soll es sich rechtfertigen 
lassen, daß die Gesamtheit durch Erhebung von Abgaben geschädigt, und die 
Verallgemeinerung eines Meisterwerkes — nur um ein solches kann es sich 
nach so langer Zeit handeln — gehindert werden soll, nur um dem Schneider- 
meister X. eine Rente zu verschaffen? 

2. Wie mancher Landwirt den Segen einer plötzlich eingetretenen Renten- 
erhöhung sich dadurch zu sichern sucht, daß er die günstige Konjunktur benutzt, 
um sein Gut zu verkaufen, wird auch der Inhaber des Aufführungsrechts, sobald 
der Erfolg eintritt, suchen die reichlich fließenden Einnahmen dauernd zu ge- 
stalten dadurch, daß er das durch das Werk repräsentierte Kapital in weniger 
den Kursschwankungen der Mode ausgesetzten Werten anlegt: Er verkauft sein 
Werk an den Verleger. Oft wird ihn auch die Not schon vorher dazu zwingen. 
Womit aber soll es sich rechtfertigen lassen, daß die Gesamtheit durch Erhebung 
von Abgaben geschädigt wird, um einem Unternehmer eine Rente zu sichern? 

Es könnte aber auch die Verfügung getroffen werden, daß die Einnahmen, 
die das Werk vom 30. bis zum 50. lahre nach dem Tode des Verfassers ver- 
ursacht, der Anstalt und zwar einer Unterstützungskasse für bedürftige Kom- 
ponisten zu gute kommt. So hätten die Erben seines Schaffens auch einen Vor- 
teil von dem materiellen Erfolg seiner Werke, und der erfolgreiche Komponist 
ebnete dem Anfänger die Wege. (Vergl. die Vorschläge, Verhandlungsschrift über 
die erste Versammlung Deutcher Komponisten am 30. September 1898 zu Leipzig 
S. 9 und die Verhandlungsschrift über die erste Generalversammlung der Genossen- 
schaft Deutscher Komponisten am 20. Febr. 1899 zu Leipzig S. 13 ff. Berlin 1899.) 
Einer derartigen Verlängerung der Schutzfrist ließe sich allerdings das Wort 
reden, um es der Anstalt zu erleichtern, einen genügenden Unterstützungsfonds 
zu sammeln. 

Was die Berechnung der Schutzfrist vom Tode des Urhebers anlangt, 
so enthält sie sicherlich eine große Ungerechigkeit insofern, aIs das Werk eines 
langlebigen Autors weit länger den Schutz des Gesetzes genießt, als das Werk 
eines in jungen Jahren Sterbenden. In richtiger Erkenntnis hatte man deshalb 
auch zuerst das Erscheinen des Werkes als maßgebend für die Schutzdauer 
angenommen. Als die Gesetzgebung dann dazu überging den lojährigen Schutz 
statt vom Erscheinen des Werkes (Bundesbeschluti von 1841. Lübeck, Ver- 
ordnungen von 1841 (Osterrieth, Altes und Neues zur Lehre vom Urheberrecht. 
Leipzig 1892, S. 36).) von dem Tode des Urhebers an (Preußen, Gesetz von 1837 
§ 32, Sachsen Gesetz vom 27. Juli 1846 § 2 Oesterreich, Gesetz von 1846 § 22, 
Preußen Gesetz vom 20. Febr. 1854 § 2. Bayern Gesetz von 1865 A. 42 (Osterrieth 
ebenda).) zu ^berechnen, bedeutete, dies zwar eine Ausdehnung des Schutzes für 
alle Werke, und eine Gleichstellung mit dem Buchhandel zugleich aber auch das 
Verlassen eines stabilen Ausgangspunktes für die Berechnung. Ein Zurück- 
kommen auf den alten Modus bei entsprechender Verlängerung des Schutzes 
wäre entschieden zu wünschen. 
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sicher. Denn geht die Ausübung der Musik nicht zurück, geht auch der 
Notenabsatz nicht zurück^ 

Vom sozialen Standpunkt aus war also eine Beteiligung der Ver- 
leger an der Anstalt weder zur Vermeidung einer Schädigung des 
Musiklebens noch des Verlegerstandes selbst erforderlich. Es handelte 
sich vielmehr hier um eine reine Machtfrage. Die Verleger hatten in ihren 
Verlagsscheinen sich manchmal auch das Aufführungsrecht abtreten lassen. 
Wenn auch beide Kontrahenten hierbei nicht an eine Ausnützung dieses 
Rechts gedacht hatten, befanden sich die Verleger doch tatsächlich im Besitz 
desselben und, als die neue Gesetzgebung von 1901 dem Autor aus- 
drücklich das Aufführungsrecht zurückgab, und die nachträgliche An- 
bringung des Vorbehalts auf früher erschienene Werke gestattete., — 
für die künftigen sollte ja der Vorbehalt wegfallen, und hier konnte 
der Komponist ohne den Verleger zu fragen, über sein Aufführungs- 
recht verfügen — war der Komponist dem Verleger wieder aus- 
geliefert. Denn ohne Einwilligung des Verlegers konnte er ja den Vor- 
behalt am Notenmaterial nicht anbringen. 

Ohne aber den Besitz der bereits erschienenen Werke war eine 
Anstalt unmöglich. Daß die Verleger die in ihrem Besitz befindlichen 
Rechte nicht herausgeben resp. nicht in die Anbringung des Vor- 
behalts willigen würden, ohne sich als Gegenleistung einen Einfluss auf 
die Anstalt zu sichern, war klar. Es handelte sich nur darum : werden 
die Verleger dem Gefühle der Gerechtigkeit und Billigkeit folgen, 
welches ihnen sagen mußte, daß das Verlangen der Komponisten nach 
Verwertung des Aufführungsrechts vollauf zu billigen und zu unterstützen 
sei, und daß, wenn das Aufführungsrecht wirtschaftlich verwertet werden 
solle, der Ertrag doch eigentlich dem Autor allein gebühre? Werden 
sie für die Herausgabe der in ihrem Besitz sich befindlichen Auf- 
führungsrechte, die sie ja ohne Gegenleistung erworben, und für die An- 
bringung des Vorbehalts sich mit einer bescheidenen Anteilnahme am 
Gewinn der zu gründenden Anstalt und einem Einfluß auf die Leitung, 
soweit er zur Kontrolle nötig ist, zufrieden geben? Haben sie doch 
auch von der Anstalt den großen Vorteil, daß sie mit der Ueberwach- 
ung der Aufführungen eine solche des rechtmäßigen Ankaufes des 
Notenmaterials verbinden kann, wozu dem Verleger die Möglichkeit 
fehlt. Oder werden die Verleger ihre Machtstellung ausnützen, um das 
Zustandekommen einer Anstalt überhaupt zu hindern, und wenn dies 
nicht mehr möglich, den Versuch zu machen, sich den Haupteinfluß zu 
sichern ? 

Leider trat zunächst beides ein, und die Gründungsgeschichte der 



1 
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Anstalt bildete mehrere Jahre hindurch der Kampf der Komponisten und 
der ihre Rechte anerkennenden Verleger gegen die Verleger, die in wohl 
zu ängstlicher Wahrung ihrer Interessen den wohlberechtigten An- 
sprüchen der Komponisten den schärfsten Widerstand entgegensetzten, 
bis auch sie sich nach und nach von der segensreichen Tätigkeit der An- 
stalt überzeugen ließen. 

Nachdem die Frage der Besteuerung musikalischer Aufführungen 
wohl schon vorher unter Verlegern (besonders im Verein der Deutschen 
Musikalienhändler) weniger von den Komponisten, denen der Zusammen- 
schluß fehlte, erörtert worden war, kam sie zum ersten Mal auf dem 
am 23. September 1895 in Dresden stattfindenden 17. Kongreß der 
Association litteraire et artistique internationale^) in Fluß. 

Es war der Generalagent der Societe, der die Interessenten zu 
einer Besprechung in dieser Angelegenheit berief und die Gründung 
einer deutschen Anstalt in Vorschlag brachte, um so eine wirksame 
Ergänzung der französischen in Deutschland zu bilden. Die wenigen 
deutschen Komponisten, die von der Bewegung überhaupt Kenntnis 
hatten, waren natürlich grundsätzlich für die Anstalt, jedoch einzeln 
nicht in der Lage, ihre Meinung praktisch zu betätigen. Von den Ver? 
legem traten die Vertreter dreier großer Verlagsfirmen für die Grün- 
dung ein, da sie klar die von der französischen Societe drohende Ges 
fahr erkannten. Um so schärfer war aber der Widerspruch der 
offiziellen Vertretung des Vereins der Deutschen Musikalienhändler, die 
zwar auch für ein Fallenlassen des Vorbehalts war, aber gegen alle 
daraus möglichen Konsequenzen zu Gunsten der Komponisten. 

Die für dieses Verhalten ausschlaggebenden Gründe hat der Vor- 
stand des Vereins in einem offiziellen Bericht niedergelegt. Er fürchtete 
eine Schädigung des deutschen Musiklebens, das von dem französischen 
so verschieden sei, und überhaupt keine Steuern vertragen könne. Be- 
einflußt war er durch eine Petition der meisten schweizer und elsäßischen 
Musikalienhandlungen an den Verein der deutschen Musikalienhändler 2): 
Dieser möge dahin wirken, daß bei öffentlichen Aufführungen keinerlei 
Aufführungsgebühren erhoben würden. Ihre kraße Schilderung der 
heimatlichen Zustände, die doch nur Ausnahmen waren, hatte bei den 
Mitgliedern des Vereins ein einseitiges Bild von dem Betrieb der 
französischen Societe erweckt. In erster Linie aber war es ihnen 



i) Anm. : Die Association wurde 1878 auf Anregung Victor Hugo's ge- 
gründet; ihr Zweck: die Vervollkommnung des internationalen Schutzes des Ur- 
heberrechts. (Beiträge zum Urheberrecht Leipzig 1896 S. 35.) 

2) Wir werden den Verein hinfort mit V. d. D. M. abkürzen. 
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natürlich nicht um die öffentliche Musikpflege, sondern um ihr eigenes In? 
teresse zu tun. Die Einführung einer Aufführungsgebühr versprach 
ihnen keine Vorteile; worauf es ihnen ankam, war die möglichste Aus- 
dehnung des Notenabsatzes, dessen Erlös ja ihnen allein zufiel. Es geht 
dies klar aus folgendem Beschluß hervor, der kurz nach dem Kongreß 
in der Hauptversammlung des Vereins einstimmig gefaßt wurde: „Der 
Schutz des Aufführungsrechts musikalischer Werke bedarf keines Vor- 
behalts, doch darf das Recht der Aufführung an musikalischen Werken 
und von Teilen dramatisch musikalischer Werke Dritten nicht versagt 
werden, wenn der Veranstalter einer Aufführung die dazu zu benützen- 
den Noten vom Verleger rechtmäßig käuflich erworben hat." ^) 

W^as die Strömungen innerhalb des Vereins betrifft, die für sein 
Verhalten während der ganzen Gründungsgeschichte maßgebend sein 
sollten, so läßt sich hier ein Vorgang erkennen, der eine Analogie zu 
einem gleichartigen innerhalb des Börsenvereins der Deutschen Buch- 
händler bildet : eine oder einzelne besonders interessierte Verlagsfirmen 
wissen sich dadurch den ausschlaggebenden Einfluß zu sichern, daß sie 
die Gefolgschaft der naturgemäß die große Mehrzahl bildenden Sortimenter 
gewinnen. Im V. d. D. M. war dieses Uebergewicht so erdrückend, 
daß den großen Berliner und Mainzer Verlagsfirmen, wie schon gesagt, 
nichts anderes als der Austritt übrig blieb, um ihre abweichende Meinung 
zum Ausdruck zu bringen. 

Damit schien die Idee einer deutschen Anstalt beseitigt, hätte sie 
nicht kurze Zeit darauf an der deutschen Regierung selbst einen Für- 
sprecher gefunden. Im Jahre 189Ö war die Berner Konvention von 
1886 durch die Pariser Zusatzakte revidiert worden. Hierbei war die Rück- 
ständigkeit der deutschen Urheberrechtsgesetzgebung klar hervorgetreten. 
Die Regierung erkannte dies vollkommen an, erklärte aber ausdrücklich 
in ihrer Vorlage über die Pariser Zusatzakte vorm Reichstag (1887)^ 
was auch schon ihre Vertreter in Paris getan hatten, daß auch sie die 
Notwendigkeit einer Reform der Urheberrechtsgesetzgebung einsehe, daß 
aber eine Erweiterung des musikalischen Aufführungsrechts nur dann 
von praktischer Bedeutung sein könne, wenn der Schutz durch Grün- 
dung einer deutschen Anstalt auch wirtschaftlich verwertet werden könne. 

Dieser Ausspruch der Regierung hatte eine überraschende Folge : 
er wandelte die grimmigsten Feinde der Anstalt plötzlich in ihre 
wärmsten Befürworter. Die der Gründung einer Anstalt günstige 



i) Vergl. Sitzungsbericht der Hauptversammlung des Vereins der Deutschen 
M. zu Leipzig am 5. Mai 1896, abgedruckt in den Mitteilungen d. V. d. D. M 
Nr. 35 vom 15. Juni 1896. 

2 
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Strömung mußte im V. d: D M. die Befürchtung erwecken, die Kom- 
ponisten möchten mit Unterstützung der Regierung ohne sie die An- 
gelegenheit in die Hand nehmen. So bekamen die der Anstalt 
freundlichen Verleger das Uebergewicht und in der Hauptversammlung 
vom i8. Mai 1897 wurde beschlossen, den geschäftsführenden Aus- 
schuß des Vereins zu beauftragen, „in Gemeinschaft mit dem Urheber- 
ausschuss die Begründung einer derartigen Anstalt unter tunlichster 
Berücksichtigung des vorjährigen Beschlusses über musikalisches Auf- 
führungsrecht und der voraussichtlich bei der Revision des deutschen 
Urheberrechts zu gewärtigenden Abänderungsbeschlüsse über musi- 
kalisches Aufführungsrecht zu erwägen und im Falle einen Entwurf 
einer außerordentlichen Hauptversammlung vorzulegen." i) 

Der Vorstand suchte seine plötzliche Meinungsänderung damit zu 
motivieren, daß sein Widerstand gamicht der Gründung einer deutschen 
Anstalt, sondern nur dem „im deutschen Reichslande mit so voller 
Unkenntnis und Mißachtung des deutschen Musiklebens unternommenen 
Vorgehens der französischen Societe" gegolten habe, und daß ihm „die 
damaligen Verhältnisse noch nicht. reif genug" erschienen seiend Um 
aber garnicht den Komponisten Zeit zu gemeinsamer Beratung der 
doch sie in erster Linie angehenden Frage zu lassen und so, ohne 
ihnen einen maßgebenden Einfluß gestatten zu brauchen, selbst an der 
Spitze der Verleger das Heft in der Hand zu habend) ging plötzlich 
— „trotz der erheblichen Opposition sowohl von Seiten der Komponisten 
als der Verleger" — *) in „überhasteter Weise" *) der Vorstand des V. 
d. D. M. selbst an die Gründung einer Anstalt zur Verwertung des 
musikalischen Aufführungsrechts. 

Statt aber für sein Unternehmen die beiden Faktoren zu gewinnen, 
die zur Verwertung des musikalischen Aufführungsrechts einzig und 
allein das Recht hatten, daher auch allein dabei interessiert waren : die 
Komponisten und ihre Rechtsnachfolger (die Verleger) brachte der Vor- 
stand seinen Plan auf der Generalversammlung des Allgemeinen Deut- 
schen Musikvereins zur Sprache, die am 31. Mai 1897 in Mannheim 
stattfand. Nun besteht aber dieser Verein aus Musikfreunden, aus- 
übenden Musikern, Musikkritikern, Verlegern und Sortimentem, In- 
strumentenfabrikanten, Konzertdirektoren und Komponisten ! 



i) Mitteilungen des V- d. D. M. vom 10. Juli 1897 No. 39 S. 432. 

2) Mitteilungen des V. d. D. M. vom i. April 1898 No. 41, S. 465. 

3) Vergl. R. 84. Sitzung S. 2452. 

4) Aus einem Rundschreiben zahlreicher Verlagsfirmen ein Zusammengehen 
mit den Komponisten für das neue U. G. empfehlend vom 15. Juni 1899. 
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Die Versammlung bestand aus einigen Herren des Direktoriums 
und außerdem aus 7 Mitgliedern, die, da auch nichts auf die Frage 
bezügliches vorher angekündigt worden war, garnicht orientiert waren 
und nun den Vorstand des V. d. D. M. autorisierten, als ihr BevoU- 
tnächtigter sich mit der zuständigen Reichsbehörde in Verbindung 
zu setzen. 

Ohne den Komponisten irgendwelche Mitteilung zu machen, wurde 
der von dem V. d. D. M., (dem außer Verlegern auch zahlreiche Kom- 
missionäre und Sortimenter angehören) ausgearbeitete Statutenentwnrf 
dem Direktorium des Allgemeinen Deutschen Musikvereins vorgelegt. 
Am IG. Mai 1898 gelangte er in der Hauptversammlung des V. d. D. 
M. zur Annahme nnd ging dann kurz vor der am 27. Juni stattfinden- 
den Generalversammlung an das Plenum des Allgemeinen Deutschen 
Musik Vereins. 

Auf diese Weise erfuhren alle Komponisten, die dem Verein nicht 
angehörten, überhaupt nichts, die anderen hörten es erst so spät, daß 
ihnen zu ruhiger Ueberlegung keine Zeit mehr blieb. So war denn der 
auf der Generalversammlung gestellte Antrag auf Vertagung um kurze 
Zeit, um auch den Komponisten Zeit zu gemeinsamer Arbeit und Bil- 
dung einer geschlossenen Meinung zu lassen, vollauf berechtigt. Er 
wurde jedoch mit 17 gegen 14 Stimmen verworfen, i) wobei die Gegner 
geltend machten, die Komponisten hätten ja durch ihre schwache Be- 
teiligung an der Versammlung ihre Teilnahmslosigkeit gezeigt. Als 
sich doch Bedenken gegen einzelne Bestimmungen der Statuten erhoben, 
schnitt der Vorstand des V. d. D. M. die Spezialdebatte einfach ab und 
stellte, ohne daß ein Paragraph zur Verlesung gekommen wäre, die 
Statuten in Bausch und Bogen zur Abstimmung. Sie wurden mit 17 
gegen 14 Stimmen angenommen. 

Daß hier über ihre wirtschaftlichen Interessen von Leuten ent- 
schieden worden, die dazu garnicht kompetent waren, mußte den Un- 
willen der Komponisten im höchsten Grade hervorrufen. Ja er w^r so 
groß, daß auch die Gleichgültigeren einsahen, ihre Interessen seien ernst- 
lich bedroht. Und so hatte das rücksichtslose Vorgehen seitens der 
Leitung des V. d. D. M. geradezu die entgegengesetzte Wirkung. Die 
Komponisten schlössen sich unter zahlreicher Beteiligung — 50 waren 
vertreten, ungefähr 100 hatten ihre generelle Zustimmung ausgedrückt — 
am 30. September 1898 zur Genossenschaft deutscher Komponisten^ 



i) Vergl. Oeffentlichc Mitteilungen für die Mitglieder der Genossenschaft 
deutscher Komponisten, Berlin, i. Dezember 1898. 
2) Hinfort abgekürzt mit G. D. K. 
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zusammen. (Zweck : Wirksame genossenschaftliche Wahrnehmung aller 
musikalischen Urheberrechte und der damit verbundenen Standesinteressen 
deutscher Komponisten). Hier wurden einstimmig die in Mainz ange^ 
nommenen Satzungen der Leipziger „Anstalt für Musikalisches Auf- 
führungsrecht" für unannehmbar erklärt. Statt aber mit der faktischen 
Eröffnung zu warten, bis er die Wünsche der Komponistenvers?immlung 
erfahren, erließ der Vorstand des V. d. D. M. am gleichen Tage die 
Mitteilung in der Leipziger Presse, daß die Anstalt am i. Oktober ihre 
Tätigkeit beginne. 

Daß die Anstalt nach der rein technischen Seite einen Fortschritt 
der Societe gegenüber darstellte, ist sicher. Durch möglichst weit- 
gehende ehrenamtliche Verwaltung und Vereinfachung des Verwaltungs- 
apparates waren die Betriebskosten auf ein Mindestmaß beschränkt 
worden. Allerdings stellte sich die Ersetzung des so kostspieligen und 
leicht zur Ausbeutung führenden Agentenwesens durch sogenannte 
„Pfleger" d. h. Musikaliensortimenter, die mit der Erhebung der Ge- 
bühren betraut wurden, als vollständig verfehlte Spekulation heraus. Ge- 
rade die tüchtigen und zuverlässigen Musikalienhändler wollten ihr Amt 
nicht weiter führen, da sie durch dasselbe fortwährend in Gegensatz zu 
ihrer besten Kundschaft (den Musik- und Gesangvereinen) gerieten. Für 
die weniger Tüchtigen aber war das so komplizierte Rechnungswesen zu 
verantwortungsvoll. Wäre die Anstalt also bestehen geblieben, hätte auch 
sie zu Agenten ihre Zuflucht nehmen müssen. 

Daß die Leipziger Anstalt für die Komponisten unannehmbar war, 
da sie ihre Interessen nicht genügend vertrat, ja manchmal sogar schädigte, 
ergibt sich aus folgenden Paragraphen der Satzung : 

§ 3 teilt die Leitung ufiter die Ausschüsse des V. d. D. M. und des 
Allgemeinen Deutschen Musikvereins zu gleichen Teilen, wie auch die 
Generalversammlung von den Mitgliedern beider Vereine gebildet wird. 
Selbst wenn der Musikverein nur aus Komponisten bestünde, wäre es un- 
gerecht, daß die Hälfte der Leitung in den Händen der Verleger ruhe; 
nun ist aber schon im Musikverein der Einfluß der Komponisten nicht be- 
deutend, wie minimal mußte er da in dieser Anstalt werden, die doch ein 
ihnen zustehendes Recht verwerten sollte. Bei Stimmengleichheit stand 
die Entscheidung dem Vorstand des V. d. D. M. zu. Daß dieser Verein 
den entscheidenden Einfluß haben würde, ergibt sich auch daraus, daß ja 
der Sitz der Anstalt sich in derselben Stadt befinden sollte, wie der Sitz 
jenes, somit die Vereinsmitglieder, die zum größten Teil in Leipzig woh- 
nen, zu jeder Sitzung erscheinen konnten. 
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Zu einer Schädigung der Interessen der Komponisten mußte § lo 
über die Erhebung der Auf führungsgebühren führen. Der Pfleger erhebt 
nämlich „bei vereinzelten Veranstaltungen nach der Aufführung und bei 
fortlaufenden Veranstaltungen in regelmäßigen Zwischenräumen ein Pro- 
zait von dem auf die durch das Urheberrecht geschützten Werke entfallen- 
den Anteil der Bruttogesamteinnahme dieserVeranstaltungen unter Berück- 
sichtigung der Abonnements- und Vereinsbeiträge" als Gebühr. Durch 
diese einseitige Besteuerung neuerer Tonwerke für sich, und jedes für sich, 
wird der Veranstalter veranlaßt, in jedem Falle sich zu überlegen, ob die 
Aufführung eines neuen Werkes auch die Kosten einer Genehmigung 
lohnt. So würde allen Komponisten, die noch keinen Namen, daher keine 
Zugkraft haben, der Weg zur Aufführung versperrt sein. Die Kompo- 
nisten der Haus- und Kirchenmusik blieben völlig unberücksichtigt, und 
den Vorteil hätten einzig und allein die namhaften Komponisten und vor 
allem die Lieferanten der Tingeltangelmusik. 

Daß übrigens das starre Festhalten an dem Satz von i Prozent der 
Einnahme (er sollte durch die Hauptversammlung geändert werden 
können), so loyal er schien, zu Ungerechtigkeiten führen mußte, leuchtet 
ein. Die wirtschaftlich starken Konzertinstitute werden ganz genau so 
belastet wie die schwachen Institute. Auch fehlt jede Akkomodierungs- 
möglichkeit an spezielle Verhältnisse. Wollte man z. B. Bäder gerecht 
treffen, hätte man das eine Prozent nicht von den relativ kleinen Ausgaben 
ihrer Kurkapellen, sondern von ihrem Gesamtetat erheben müssen. Nun 
ziehen es aber die Bäder sicher vor, 7 — 8 Prozent der Ausgaben für ihre 
Kapellen zu zahlen, als i Prozent ihres Gesamtetats. 

Die größte Ungerechtigkeit dem Komponisten gegenüber enthielt 
der Verteilungsmodus der Einnahmen. Nach §11 sollten sie zwischen Ur- 
heber und Verleger zu gleichen Teilen verteilt werden. In Wirklichkeit 
hätte der Verleger aber meist nicht nur gerade so viel, sondern sogar mehr 
als der Komponist erhalten. Denn „als Urheber gilt bei musikalischen 
Werken, zu denen ein Text gehört, einschließlich der dramatisch musika- 
lischen Werke, der Anstalt gegenüber allein der Komponist." Somit 
hätten die Komponisten von ihren Anteilen auch noch die Textdichter be- 
friedigen müssen. Daß aber deren Ansprüche nicht gering sind, zumal 
wenn sie von den Verlegern unterstützt werden, zeigt ihr Verhalten in der 
1898 gegründeten Wiener Anstalt. Hier verlangten die Textdichter Aus- 
zahlung des ihnen zugestandenen Drittels sogar für den Fall, daß die 
Lieder ohne den Text vorgetragen würden. 

Auch die gleichmäßige Verteilung der Verwaltungskosten bildete 
eine Ungerechtigkeit, zumal wenn man bedenkt, daß der hauptsächlichste 
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Vorteil dieser Verwaltung (Kontrolle über Kauf resp. Miete des vom 
Verleger zu beziehenden Notenmaterials) dem Verleger zugute kommen 
sollte. 

Überdies zeigte die ganze Anlage der Leipziger Anstalt eine solche 
Überstürzung, daß auch die geschäftskundigeren Verleger an der Mög- 
lichkeit ihres Erfolges bald zu verzweifeln begannen. 

Als die zwischen der G. d. K. und dem Vorstand des V. d. D. M. ein- 
geleiteten Verständigungsversuche ohne jeden Erfolg blieben, da jedwede 
Satzungsänderung an den vorigen Beitritt der Komponisten geknüpft 
wurde, als trotz eindringlichen Protestes vonseiten der KompcMiisten überall 
Pfleger eingesetzt und mit Schärfe gegen die Aufführenden vorzugehen 
begonnen wurde, wandten sich die Komponisten mit einem Protest an die 
Öffentlichkeit. Wie die Konzertinstitute nun sahen, daß diejenigen, denen 
die Steuer angeblich zugute kommen sollte, gamicht damit einverstanden 
waren, verweigerten sie insgesamt die Zahlung der Gebühren. Es blieb 
somit der Anstalt nichts anderes übrig, als vorläufig wenigstens ihren Be- 
trieb einzustellen (21. Januar 1899), zumal auch die Regierung bei der 
Haltung der Komponisten zu verstehen gab, daß sie nicht gewillt sei, die 
Anstalt anzuerkennen oder gar zu fördern. 

Es kam nun zu wiederholten Verständigungsversuchen die jedoch 
ohne Erfolg blieben. Dagegen gelang es der Genossenschaft mit den 
bedeutendsten Verlagsfirmen in Berlin und Mainz eine Einigung über 
eine Reihe von Grundsätzen für eine Verständigung in der Tantiemen- 
frage zu erzielen. Der größte Frfolg für die Komponisten war, daß hier 
als Teilungsmodus dreiviertel der Einnahmen für den Komponisten ein- 
viertel für den Verleger festgesetzt wurde (13. April 1899). Nach einer 
10 stündigen Verständigungssitzung mit den Leipziger Verlegern, die 
14 Tage später stattfand, schien auch hier das ersehnte Einvernehmen 
endlich nahe. Aber die Hoffnungen zerschlugen sich, da der Vorstand 
des V. d. D. M. auf der Hauptversammlung die gemeinsam vereinbarten 
Grundsätze nur unter der Bedingung zur Annahme empfahl, daß noch 
weitere Ausführungsbestimmungen von den Komponisten angenommen 
würden; dies war ihnen unmöglich. 

War so eine Verständigung mit der Anstalt unmöglich, war es 
doch den Komponisten gelungen, den Allgemeinen Deutschen Musik- 
verein von der Berechtigung ihrer Forderungen zu überzeugen, wozu 
nicht wenig der Umstand beitrug, daß zahlreiche Mitglieder der Genossen- 
schaft zugleich solche des Vereins waren. So beschloß denn der Verein 
mit großer Mehrheit in seiner Generalversammlung in Dortmund (11. Mai 
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1899) von der Anstalt für musikalisches Aufführungsrecht zurückzutreten. 
Hierdurch war die Leipziger Anstalt satzungsgemäß aufgelöst. 

Schon vorher war unter den Komponisten der Gedanke aufgetaucht, 
die endlich zustande gekommene feste Organisation dazu zu benützen, 
ihrerseits eine Anstalt ins Leben zu rufen. In dieser Voraussicht hatten 
sie sich verpflichtet (Versammlung Februar 1899), stets den Vorbehalt 
auf ihren Werken anbringen zu lassen. Greifbarer wurde der Gedanke, 
als die Verständigung mit den Berliner Verlegern erzielt war. So konnte 
der mit den Vorbereitungen betraute geschäftsführende Ausschuß über 
die Grundlagen der mit Unterstützung dieser Verleger beabsichtigten 
Gründung eine Verständigung mit ihnen herbeiführen. Dem Ausschuß 
wurde die Aufgabe, einen Organisationsplan zu entwerfen, wozu er zwei 
Vertreter nach Paris sandte, um die Einrichtung der Societe an Ort und 
Stelle zu studieren und sich ihrer Unterstützung für die neue Gründung 
zu sichern. 

Denn daß nach dem Ende der Leipziger Anstalt eine Neugründung 
erfolgen mußte, verlangten einmal die Gefahr der ausländischen Gesell- 
schaften — im Jahre 1898 war auch in Österreich eine Gesellschaft unter 
dem Namen „Gesellschaft der Autoren, Komponisten und Musikverleger** 
mit ihrem Sitze in Wien gegründet worden — , vor allem aber die vor 
der Tür stehende neue Urheberrechtsgesetzgebung. 

Bei den Vorarbeiten und Enqueten zu dieser zeigte sich wieder der 
Vorteil des Zusammenschlusses für die Komponisten. Durch ihr geeintes 
Vorgehen waren sie einmal in der Lage, ihre Wünsche als die einer 
Gesamtheit der Regierung vorzutragen und ihnen den nötigen Nachdruck 
zu verschaffen, dann aber erkannten jetzt auch die Verleger in ihrer 
großen Mehrzahl wenigstens die Bedeutung dieses neuen Faktors, und 
damit, welchen Wert ein Zusammengehen mit ihm für die Erreichung 
ihrer Wünsche haben mußte. Denn wie die Komponisten von dem 
neuen Gesetze die für die Anstalt nötige Grundlage erhofften (Aufhebung 
des Vorbehalts mit rückwirkender Kraft, Rückfall der wiederauflebenden 
Aufführungsrechte an den Autor), hatten die Verleger das Hauptinteresse 
an einer Verlängerung des Schutzes. Durch ihre Organisation waren 
die Komponisten in der Lage, ihre Hilfeleistung von einer Gegenleistung 
der Verleger abhängig zu machen. 

Da die Regierung den Verlegern zu verstehen gegeben hatte, daß 
auf eine Verlängerung der Schutzfrist nur zu hoffen sei, wenn der Antrag 
von den Komponisten unterstützt würde, vereinbarten zunächst 18 her- 
vorragende Firmen ein Verständigungsprogramm mit der Genossenschaft, 
dem sich bald weitere 100 Firmen anschlössen (Ende Juni 1899). Man 



— 24 — 

beschloß eine gemeinsame Petition an das Reichs Justizamt zu richten, 
deren wesentlicher Inhalt war : 

1. eine bis auf 50 Jahre des nach dem Tode des Urhebers verlängerte 
Schutzfrist, mit der Maßgabe, daß bei Kompositionen, deren Schutzfrist 
bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht abgelaufen sei, die Verlängerung 
den Verlegern zugute kommen solle, die Verleger in solchem Falle jedoch 
verpflichtet seien, nach Ablauf der 30jährigen bis zum Ende der 50jährigen 
Schutzfrist die Hälfte des Reingewinnes den Erben des Komponisten ab- 
zugeben. 

2. Der Fortfall des Aufführungsvorbehaltes bei musikalischen Kom- 
positionen und zwar mit rückwirkender Kraft, mit der Maßgabe, daß die 
verloren gegangenen und durch die rückwirkende Kraft wieder aufleben- 
den Aufführungsrechte den Komponisten zugute kommen sollten^). 

Während für die Verleger von dem Ausfall der neuen Gesetzgebung 
nur das Hinzukommen einer neuen Gewinnquelle abhing, war er für die 
Anstalt eine Lebensfrage. Und leider fiel das neue Gesetz so aus, daß 
zunächst die Möglichkeit einer Anstaltsgründung ernstlich in Frage ge- 
stellt wurde. 

Daß die Schutzfrist nicht auf 50 Jahre ausgedehnt wurde, traf in 
erster Linie die Verleger, doch entging damit auch der Anstalt eine wich- 
tige Einnahmequelle. 

Der Vorbehalt war fallen gelassen worden, und das Aufführungs- 
recht sollte allein dem Komponisten zustehen. Aber es so auszunutzen, 
wie es für die Anstalt wünschenswert gewesen wäre, ermöglichte die Ge- 
setzgebung nicht. Im Interesse der Anstalt mußte es liegen, um überhaupt 
lebensfähig zu sein, auch die schon vor dem i. Januar 1902 erschienenen 
Werke, deren Verfasser noch nicht 30 Jahre tot waren, deren Verwertung 
aber durch Unterlassung der Anbringung des Vorbehalts auch nach dem 
neuen Gesetz nicht möglich war, wenn es nicht rückwirkende Kraft erhielt, 
in ihren Bereich zu ziehen. Um dies zu ermöglichen, bestimmt § 61 U.G., 
daß für diese Werke ein nachträgliches Anbringen des Vorbehalts erlaubt 
sein solle ; es fehlt aber eine Bestimmung, die dem Komponisten die Macht 
verliehen hätte, seinen Willen auch praktisch zu verwirklichen. Was hilft 
ihm die Möglichkeit einer nachträglichen Anbringung, wenn der Verleger 
nicht damit einverstanden ist und sich weigert, dieselbe vorzunehmen? 
Das Gesetz gibt ihm kein Mittel an die Hand, ihn dazu zu zwingen. Der 



i) Aus dem Rundschreiben der Verlagsfirmen Berlin 15. Juni 1899. 
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Komponist wurde also vom guten Willen des Verlegers abhängig und 
somit auch die Anstalt. 

Immerhin konnte dieser Mangel nur so lange von Nachteil sein, als 
die Anstalt mit Verlegern neuerer Musik nicht einig war. Eine ernste Ge- 
fahr dagegen mußte eine andere Bestimmung gerade für eine Anstalt, 
die wie die deutsche als eine Institution vor allem der ernsten Komponisten 
gedacht war, bilden: die Freilassung der Vereine. 

Nach U.G. § 27 Abs. 3 sind solche Aufführungen in Vereinen von 
der Erlaubnis des Autors unabhängig, zu denen nur Mitglieder und die zu 
deren Hausstande gehörenden Personen als Hörer zugelassen werden. Daß 
diese Bestimmung einen eminenten Nachteil für die Komponisten enthält, 
ja die Anstalt überhaupt in Frage stellen mußte, aber auch für die Verleger, 
denen so eine Überwachung des Notenmaterials unmöglich gemacht wird, 
ist um so evidenter, wenn man bedenkt, daß es sich hier gerade um Vereine 
handelt, denen meist reiche Mittel zur Verfügung stehen, und deren Mit- 
glieder an einem Abend für Essen und Trinken oft mehr ausgeben als die 
jährliche Abgabe betragen hätte und, daß diese gerade den ernsten Kom- 
ponisten zugute gekommen wäre ; denn hier handelt es sich ja um die Auf- 
führung von Männerchören, gemischten Chören, Werken der Kammer- 
musik. 

Zu diesem materiellen Verlust, der die Anstalt als solche treffen 
mußte, kommt für den einzelnen Komponisten ein noch schwerer wiegen- 
der ideeller. Oft entscheidet die erste Aufführung über das Schicksal 
eines Werkes. Es muß also jeder Komponist ein Hauptinteresse daran 
haben, hiermit einen Verein zu betrauen, dessen Name ihm eine Garantie 
für ein würdiges Gelingen bietet. Wie oft bringt einzig und allein die 
schlechte Ausführung ein gutes Werk zu Fall. Dieser Gefahr aber ist ^ 
nun der Komponist schutzlos preisgegeben ; bei einer Aufführung, die über 
die Zukunft seines Werkes entscheidend sein kann, hat er nicht ein Wort 
mitzureden und kann sie auch nicht hindern. 

Für den Verleger besteht der große Nachteil, daß ihm eine Kon- 
trollierung des verwendeten Notenmaterials unmöglich ist. Und wäre sie 
möglich, kann doch der Verein, als Person gedacht, das zu seinem Ge- 
brauch nötige Stimmenmaterial selbst herstellen lassen, da nach dem neuen 
Gesetz jede Art der Vervielfältigung, nicht nur die einzelne, gestattet ist, 
sobald sie nicht den Zweck hat, aus dem Werk eine Einnahme zu erzielen. 

Die Gefahr dieses Paragraphen, die uns in ihrer ganzen Bedeutung 
die Vorgänge in Belgien, wo sich alle geselligen und Berufsvereine zu 
einer großen Gesellschaft zusammengeschlossen haben, und die Vorgänge 
in Mainz zeigen, wo also die Zahl der Mitglieder und der zu ihrem Haus- 
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stand Gehörenden ins Unendliche wächst, war auch von der Regierung 
eingesehen worden. Als bei der dritten Lesung in der Kommission ein 
eine Beschränkung der von dem Willen des Komponisten unabhängigen 
Aufführungen bezweckender Antrag gefallen war, berief sie Komponisten, 
Vereinsdirigenten, die besonders den Reihen der Gegner einer Anstalts- 
gründung entnommen waren, und einen Verleger zu einer Besprechung 
ins Kultusministerium. Hier fand der von den Komponisten vorgelegte 
Plan einer Besteuerung der Vereinskonzertaufführungen — die Jahres- 
pauschalgebühr sollte für alle Aufführungen geschützter Werke zusammen 
je nach der Größe des Vereins ein bis zwanzig Mark betragen — so all- 
gemeine Zustimmung, daß der Regierung kein Zweifel verblieb, sie könne 
einem Antrag des Reichstags auf Einschränkung der Ausnahmen des § 2rj 
zustimmen. 

Daß aber trotzdem im Reichstag jene einen Rückschritt bildende 
Fassung — früher hatten sich ja die Komponisten durch Vorbehalte gegen 
öffentliche Aufführungen schlechthin schützen können — zur Annahme 
gelangte, war hauptsächlich das Verdienst des Abgeordneten E. Richter, 
der sich mit großer Beredsamkeit und wenig Sachkenntnis zum Beschützer 
der Vereine gegen den zu bildenden „Musikring" der „Musikagrarier" 
aufwarf, wobei er von dem Vorstand des V. d. D. M. unterstützt wurde. 
Dieses setze sogar eigene Interessen aufs Spiel, nur um die unbequeme 
Anstalt der Komponisten zum Scheitern zu bringen. 

Diese Feindschaft einer Verlegergruppe gegen die Genossenschaft 
bildete einen weiteren Punkt, der zu den schwersten Befürchtungen be- 
rechtigte. Nicht nur war zu erwarten, daß diese Verleger nicht beitreten 
würden und die Anstalt so der in ihren Verlagen erschienenen Werken 
verlustig gehen würde, man mußte sich auch auf die schärfste Agitation 
gefaßt machen. Eine solche Agitation mußte aber um so gefährlicher sein, 
wenn, wie gerade in Deutschland, die meisten Gegner der Anstalt, und als 
solche fühlten sich naturgemäß alle Aufführenden, die die neue Steuer zu 
tragen hatten, im ersten Moment, in festen Organisationen vereinigt sind. 
Man denke nur an den mächtigen deutschen Sängerbund, dem der reiche 
badische Männergesangverein dbenso angehört, wie der ärmste Verein 
des Erzgebirges. 

Am 29. Juni 1901 war das neue Urheberrechtsgesetz in Kraft getreten. 
Zunächst blieb der Genossenschaft nichts übrig, als ruhig seine Wirkung 
auf die Verhältnisse des Musiklebens zu beobachten. Bald kam sie zu 
dem Schluß, daß auch unter der Herrschaft des neuen Gesetzes, allerdings 
nur mit großen Opfern, die Gründung einer Anstalt zur Verwertung des 
musikalischen Aufführungsrechts möglich sei. Zudem trat die Notwendig- 
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keit der Gründung noch zwingender vor Augen, seit die österreichische 
Gesellschaft in einer am 14. November 1901 abgehaltenen Generalver- 
sammlung einstimmig beschlossen hatte, ihre Tätigkeit auf Deutschland 
auszudehnen. Wieder war es die internationale Komplikation, die den 
Anstoß gab. 

Ende 1902 waren die vom geschäftsführenden Ausschuß der Ge- 
nossenschaft unternommenen Vorarbeiten zum Abschluß gebracht und 
hatten auch den Beifall der befreundeten Verleger gefunden. Das zur 
Gründung bezw. zur Sicherung für die ersten schwierigen Jahre erforder- 
liche Kapital war von einem engeren Kreis von Mitgliedern zugesichert 
worden. Am 14. Januar 1903 wurde auf Grund einer einstimmig ange- 
nommenen Satzung und Geschäftsordnung die bisherige „Genossenschaft 
deutscher Komponisten" in die „Genossenschaft deutscher Tonsetzer" ^) 
umgewandelt, wobei der Tätigkeit der neuen Genossenschaft noch zwei 
weitere Aufgaben gestellt wurden : 

1. die Einrichtung von Anstalten zur Verwertung musikalischer 
Aufführungs- und Verlagsrechte, 

2. die Unterstützung bedürftiger Mitglieder und ihrer Hinter- 
bliebenen 2). 

In derselben Sitzung wurde die Grundordnung der „Anstalt für 
musikalisches Aufführungsrecht" angenommen und ihre baldige Inbetrieb- 
letzung beschlossen. 

Da stellte ^ich eine neue Schwierigkeit heraus; die Erwerbung der 
Rechte einer juristischen Person, die für die Genossenschaft unbedingt 
erforderlich war, wenn sie einen wirtschafthchen Geschäftsbetrieb ein- 
richten und rechtsgültige Verträge abschließen wollte. Das zunächst 
siegende wäre die Form einer Gesellschaft nach dem H. G. B. gewesen. 
Aber sowohl eine Handelsgesellschaft als eine Gesellschaft m. b. H. wie 
in Oesterreich stellte sich als ungeeignet heraus. Das oesterreichische 
Gesetzbuch kennt einen Mindestbeitrag von 10 Gulden und gestattet femer, 
die Anteile festzulegen, während nach dem deutschen Gesetz der Anteil jedes 
Gesellschafters mindestens 500 Mk. betragen muß, und die Anteile vererblich 
und übertragbar sind. Es wäre somit den Gegnern der Anstalt ein 
Leichtes gewesen, durch Aufkauf der Anteilscheine die Anstalt in ihre 
Hände zu bringen. Daher blieb nur die Möglichkeit eines Vereines nach 
dem B. G. B. und zwar da die Anstalt doch einen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb in sich schließen würde ^), eines Vereins mit durch staat- 



i) Hinfort abgekürzt als G.D.T. 

2) Satzung der G.D.T. § 3. 

3) B.G.B. § 21. 
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liehe Verleihung erlangter Rechtsfähigkeit i). Hiergegen wandte aber 
das Ministerium des Innern ein, daß es der Tradition der preussischen 
Verwaltung widerspräche, einem Verein mit rein wirtschaftlichen Zwecken 
die Rechtsfähigkeit zu verleihen. Auf den Hinweis : der Bühnengenossenschaft 
sei doch die Rechtsfähigkeit verliehen worden, würde erwidert, daß diese ein 
geschlossener Berufsverein sei mit in erster Linie humanitären Zwecken, 
der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb habe nur akzessorischenCharakter. 2) 

Um die Rechtsfähigkeit zu erhalten, mußte sich die Genossen- 
schaft in ähnlicher Weise organisieren. Ein geschlossener Berufsverein 
war sie ja schon tatsächlich ; auch war schon die Einrichtung von Unter- 
Stützungskassen für bedürftige Komponisten ins Auge gefaßt worden. 
Es galt also bloß die humanitäre Seite noch besonders hervorzuheben, 
die zu gründende Anstalt dagegen bloß als eine Angliederung der Ge- 
nossenschaft erscheinen zu lassen. Deshalb wurde beschlossen, einen 
erheblichen Teil, nämlich lo Proz. der Nettoeinnahme der Anstalt für 
die Unterstützungskasse der Genossenschaft abzuziehen. Diese Maßregel 
war für die Anstalt von ganz entschiedenem Vorteil, weil hierdurch das 
bessere ethische Moment besonders scharf hervortrat. Daraufhin wurde 
der Genossenschaft am 7. April 1903 die Rechtsfähigkeit verliehen. 
Die „Anstalt für musikalisches Aufführungsrecht" war nun aber nur ein 
Betriebsteil der Genossenschaft, diese als reine Berufsgenossenschaft auf- 
gefaßt. Die Rechtsfähigkeit war ja nicht der Anstalt an sich, sondern 
der Genossenschaft verliehen worden. 

Es konnten also für die Konstituierung der Organe der Anstalt 
und für ihre rechtliche Vertretung nach außen, lediglich Mitglieder der 
Genossenschaft also nur Komponisten in Betracht kommen. Damit 
war aus rein technischen Gründen ein Mitwirken der Verleger oder 
Textdichter an der Leitung der Anstalt ausgeschlossen. Ganz unaus- 
führbar war deshalb die von den Verlegern später gestellte Forderung, 
die Anstalt solle noch einen Direktionsrat schaffen, der sich aus 5 Ver- 
legern, 5 Komponisten und i Textdichter zusammen zu setzen habe. 

Nicht nur nicht ausgeschlossen, sondern sogar dringend erforderlich 
war es aber, den Verlegern, die der Anstalt doch in ihrem Besitz befind- 
liche Rechte anvertrauen, eine genügende Kontrolle über den Betrieb 
der Anstalt einzuräumen. Hierzu sollte der Vertrauensmännerausschuß 
dienen. Mit der Gewinnverteilung von ^/^ zu : V4 hatten auch die Leip- 
ziger Verleger sich einverstanden erklärt. Während aber nun besonders 



1) B.G.B. § 23. 

2) Protokoll der Sitzung d. G. D. T. vom 21. Oktober 1906. 
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die Berliner Verlagsfirmen sich mit der den Verlegern zugewiesenen 
Stellung begnügten, indem sie die öffentliche Einrichtung der Anstalt 
für eine genügende Sicherheit hielten, glaubten die übrigen Verleger die 
Rechte des Vertrauensmännerausschusses nicht genügend garantiert. 

Als daher die Anstalt am i. Juli 1903 ihren Betrieb eröffnete, 
wurde sie sofort Gegenstand heftigster Angriffe von Seiten der außen- 
stehenden Verleger, die von der Leipziger Gruppe geführt wurden. 
Leider wandten sich deren Angriffe nicht nur gegen etwaige kon- 
krete Mängel der Anstalt, sondern sie gingen zu weit und griffen die 
Anstalt als solche an, die sie als eine Schädigung för das Musikleben 
darzustellen suchten. 

Zunächst mußte ja diese Geltendmachung eines neuen Rechtes 
eine gewisse Stockung im Musikleben hervorrufen. Dies lag weniger 
an der zu zahlenden Abgabe als daran, daß, während früher einfach 
rhit dem Erwerb der Noten auch das Recht verbunden gewesen war, 
das Tonwerk aufzuführen, jetzt, wo die Anstalt das nach § 11 U. G. 
dem Komponisten allein zustehende Aufführungsrecht zu verwerten 
begann, von dieser erst die Befugnis zur Aufführung eingeholt werden 
mußte. Dies führt aber gerade in der Uebergangszeit zu Verwir- 
rungen, wo es noch eine Reihe von Fällen gibt, in denen eine Auffüh- 
rung auch ohne eine Erlaubnis der Anstalt möglich ist. Außer sämt- 
lichen freigewordenen Werken d. h. Werken, deren Urheber bereits 
30 Jahre tot sind und den Werken, die in Deutschland keinen Urheber- 
schutz genießen, weil sie zuerst in einem Lande erschienen sind, das 
der Berner Konvention nicht angehört, oder weil ein Literaturvertrag 
mit dem betreffenden Land nicht besteht, sind auch alle bis zum 
31. Dezember ♦1901 erschienenen Werke, die den Vorbehaltsvermerk 
nicht tragen, so wie alle bis dahin erschienenen Werke, trotz nachträg- 
lich angebrachten Aufführung s Vorbehalts, wenn bei der Aufführung 
nicht Noten benutzt werden, die mit dem Vorbehalt versehen sind, 
tantiemefrei. 

Wenn nun eine große Anzahl von Verlegern sich weigerte, den 
Vorbehaltsvermerk anzubringen und die ihnen zustehenden Rechte der 
Anstalt zu übertragen, dagegen ausdrücklich Noten ohne Vorbehaltsver- 
merk zum Verkauf anbot, resp. erklärte, daß das Aufführungsrecht 
ihnen allein zustehe, sie aber trotz des angebrachten Vorbehalts nicht 
beabsichtigte, Tantiemen zu erheben, so mußte dies einmal zu einer 
schweren Schädigung der Anstalt und der ihr beigetretenen Verleger 
führen, da die Aufführenden ihr Notenmaterial lieber von den Verlegern 
bezogen, die immer noch nur die rechtmäßige Beziehung des Noten- 
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materials zur Bedingung machten, andererseits zu einer großen Un- 
sicherheit: Auf der einen Seite erklärte die Anstalt, daß ihr die Auf- 
führungsrechte der meisten Werke der geschützten Autoren zuständen, 
auf der anderen die der Anstalt fernstehenden Verleger, daß sie im- 
stande seien, genügend tantiemefreies Notenmaterial zu liefern ; die Auf- 
führenden hätten daher nicht nötig mit der Anstalt abzuschließen. 

Wäre das letztere der Fall gewesen, hätte die Anstalt natürlich ihren 
Betrieb einstellen müssen. Immerhin war der Widerstand zuerst so be- 
deutend, daß sogar die Wiener Gesellschaft, eine Schädigung ihrer Inter- 
essen befürchtend, den eben geschlossenen Gegenseitigkeitsvertrag wieder 
kündigte. 

Nach und nach aber schlössen sich zuerst die größeren Konzertin- 
stitute, dann auch Vereine und Orchester in immer größerer Zahl der 
Anstalt an, teils weil sie einsahen, daß sie ohne die der Anstalt zustehenden 
Werke ihre Programme nicht in gehöriger Weise aufstellen könnten, vor 
allem aber weil der Betrieb der Anstalt ihnen zeigte, daß die erhobenen 
Cjebühren bei ihrer sich den Verhältnissen anpassenden Normierung keine 
Schädigung des Musiklebens befürchten ließen, und daß sie auch tatsäch- 
lich dem Komponisten zugute kommen und nicht, wie es bei der französi- 
schen Anstalt hervortritt, zum größten Teil durch die Verwaltungsun- 
kosten verschlungen werden und so zur Bereicherung von Agenten und 
anderen Geschäftsleuten in erster Linie dienen. 

Als die Leipziger Verleger sahen, daß sie die Anstalt nicht in ihrer 
Entwicklung zu hemmen vermochten, begannen sie auch ihrerseits Tan- 
tiemen zu erheben, aber nur von den Aufführenden, die schon an die An- 
stalt zahlten. Hierdurch wurde es klar, daß es ihnen bei ihrem Widerstand 
gegen die Anstalt nicht um das Wohl des Musiklebens, sondern vor allem 
um ihre eigenen Interessen zu tun gewesen war. Dies Mittel hatte daher 
die entgegengesetzte Wirkung, statt die Aufführenden von dem Ab- 
schließen von Verträgen mit der Genossenschaft abzuschrecken, traten sie 
erst recht bei, weigerten sich aber, an die außenstehenden Verleger noch 
eine Gebühr für die Aufführung zu zahlen, da diese ja schon aus dem 
Verkauf des Notenmaterials hinreichenden Gewinn zögen. 

Die außenstehenden Verleger stellten nun allmählich die Agitation 
gegen die Anstalt ein und ließen auch in ihren Forderungen mehr und 
mehr nach. Von großem Einfluß für diesen Umschwung war die Tat- 
sache, daß in die Leitung des V. d. D. M. ein neuer Zug kam, der den Ver- 
ein ernstlich bestrebt sein ließ, den Frieden mit der Anstalt herzustellen. 
Aber wärend früher die Feindschaft der Verleger einen Vergleich unmög- 
lich gemacht hatte, war jetzt die Schwierigkeit, eine beiden Teilen gerecht 
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werdende Form der Verständigung zu finden. Endlich entschloß sich die 
Genossenschaft doch zu einer Änderung der Grundordnung in einigen 
Punkten, die den Verlegern eine wirksame Kontrolle sicherten. Hierauf 
traten weitaus die meisten außenstehenden Verlagsfirmen der Genossen- 
schaft bei (am 20. Januar 1907). 

Um dieselbe Zeit gelang es der Anstalt, die Hauptvertreter der 
leichten Muse zu gewinnen. Dies war für die Anstalt ein großer Erfolg. 
Erst jetzt wurde sie instand gesetzt, energisch gegen ihre größten Wider- 
sacher, die Varietebesitzer und Wirte ^) vorzugehen. Vom wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkt aus sind eben, wie man deutlich an der französischen 
Gesellschaft sieht, die Komponisten leichter Musik für die Anstalt von 
großer Bedeutung. 

Hiermit ist die Existenz der Anstalt gesichert, die wenigen noch 
femstehenden Verleger werden in Kürze folgen. Dadurch, daß die An- 
stalt nunmehr über fast sämtliche geschützte Werke verfügt, sind die Auf- 
führenden gezwungen, sich ihr anzuschließen. Zumal sich schon sehr viele 
einer höheren Kategorie Angehörenden, soweit sie noch nicht beigetreten 
waren, mit dem Wesen der Anstalt einverstanden erklärt und nur die Be- 
endigung des Streites abzuwarten gewünscht hatten^). 

Wenn man die günstigen finanziellen Resultate der ersten Jahre trotz 
des Streites mit den meisten Verlegern und des Widerstandes, dem die 
Anstalt überall begegnete, zumal das überaus glückliche Verhältnis zwi- 
schen Einnahmen und Ausgaben^) sieht, kann man wohl glänzendere 
Resultate erwarten, jetzt, wo es der Anstalt nach Beilegung des Streites 
möglich ist, mit viel größerer Energie gegen die säumigen Tantiemepflich- 
tigen vorzugehen, und wenn man andererseits bedenkt, daß die Ausgaben 



i) Soeben (Juni 1907) lese ich von einem Beschluß des Wirte Verbandes, die 
Regierung zu ersuchen, sie möge dem ruinösen Vorgehen (1!) der Anstalt Ein- 
halt tun oder nicht die Wirte sondern die armen Musikanten als Veranstalter 
bezeichnen. Diese Herren, für welche die Musik doch nichts weiter als ein 
reines Geschäft ist, scheinen eine sonderbare Vorstellung von den Aufgaben 
der Regierung zu besitzen. 

2) Vgl. Beschluß der 15. Jahresversammlung des Allgemeinen deutschen 
Bäderverbandes zu Kissingen im Oktober 1906, der von der Verständigung zwischen 
Genossenschaft und außenstehenden Verlegern den Beitritt der 90 ihm angehörigen 
Badeverwaltungen abhängig machte. 

3) Erstes Geschäftsjahr (1904): 

Einnahmen M. 65 143,90 
Ausgaben „ 29810,51 
Zur Verteilung gelangender Betrag M. 35 333,39 
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nicht mit den Einnahmen proportional wachsen werden. Gleichwohl darf 
sich die Anstalt nicht durch die in Frankreich in den letzten Jahren er- 
zielten Einnahmen, die drei Millionen übersteigen, blenden lassen. Ab- 
gesehen davon, daß, wie schon erwähnt, bei ernster Musik, die ja in erster 
Linie den Bestand der Anstalt ausmacht, und in Rücksicht auf unser 
Musikleben es sich immer nur um geringere Abgaben handeln kann, ist 
auch die vollständige Erfassung aller Gebührenpflichtigen bei der Zen- 
tralisation des Musiklebens in Frankreich viel eher möglich. Vor allem 
aber ist die Schutzfrist auf 50 Jahre nach dem Tode des Autors ausge- 
dehnt und kennt keine Ausnahmen, umfaßt somit bei der vorwiegend 
leichten Musik fast alle zur Aufführung gelangenden Werke. Obgleich 
das deutsche Musikleben weit produktiver als das französische ist, dürften 
die Einnahmen der deutschen Anstalt daher die der französischen kaum 
je erreichen. 

Hier muß man sich aber vor Augen halten, daß ja die „Anstalt für 
musikalisches Aufführungsrecht" kein reines Erwerbsinstitut sein will, sie 
soll dem Komponisten nur einen dem der Gesamtheit bereiteten Genuß 
entsprechenden Lohn sichern, vor allem aber soll sie als Wohlfahrtsein- 
richtung ihre Mitglieder vor den schlimmsten materiellen Sorgen bewahren 
und jedem ein fröhliches Schaffen ermöglichen. 

Jedenfalls wird aber die Anstalt von Jahr zu Jahr eine wichtigere 
Rolle als Vertreterin der gemeinsamen Interessen, von Verlegern und 
Komponisten, die ja in der Tat eng verknüpft sind, spielen und hier harren 
ihrer noch große und dringende Aufgaben. 

Eine große Ungerechtigkeit enthält § 22 des Urhebergesetzes, der 
alle urheberrechtlichen Grundsätze durchbricht, indem er mit wenigen 
Ausnahmen nicht nur die private, sondern auch die öffentliche Aufführung 
von Tondichtungen mittelst mechanischer Musikinstrumente freigibt. Die 
Schweiz hatte in der Berner Konvention zugunsten ihrer Spielwerkin- 
dustrie die freie Benutzung aller Melodien durchgesetzt. So lange es sich 
nur um Spielwerke mit Walzen und Stiften handelte, war der den Ver- 
legern und Komponisten bereitete Verlust nicht so groß. Ganz anders 



Zweites Geschäftsjahr 1905 : 

Einnahmen M. 85 572,79 

Ausgaben „ 34 539>98 

Zur Verteilung gelangender Betrag M. 51 032,81 
Drittes Geschäftsjahr (1906) : 

Einnahmen M. 102291,17 

Ausgaben „ 35 998,08 

Zur Verteilung gelangender Betrag M. 66 293,09 
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wurde es aber, als dann die Fabrikation von Werken mit auswechselbaren 
Scheiben und Bändern, also mit unbeschränkter Melodienzahl aufkam, 
die besonders in der Umgebung von Leipzig einen ungeahnten Auf- 
schwung genommen hat. Hier machte man denn auch in der gerichtlichen 
Praxis einen Unterschied und zwang die Fabrikanten, sich mit den Ton- 
setzem abzufinden^). 

Trotz dringender Eingaben seitens der Verleger und Komponisten 
gab die neue Gesetzgebung diese Unterscheidung der Musikwerke in 
solche mit und ohne auswechselbare Bestandteile wieder auf, mit der Be- 
gründung, daß die deutsche Industrie dann die ausländische Konkurrenz 
nicht mehr ertragen könne. Deshalb faßte der Reichstag die Resolution 
den Reichskanzler zu ersuchen, sobald als möglich mit den Ländern, welche 
der Bemer Übereinkunft beigetreten sind, in Verhandlung zu treten, den 
Urheberschutz dahin auszudehnen, daß die Übertragungen von Musik- 
stücken auf solche Instrumente, die zu deren mechanischen Wiedergabe 
dienen, ohne Erlaubnis des Urhebers nicht zulässig ist. 

Eine endliche Regelung dieser Frage herbeizuführen ist die nächst- 
liegende Aufgabe der Genossenschaft und der mit ihr verbündeten Ver- 
leger. 

Eine zweite wichtige Aufgabe für sie ist, dem Nachdruck zu steuern 
in den Ländern, die der Berner Konvention nicht angehören, in erster 
Linie Rußland, dann Holland und Amerika. Hier sind Verleger wie Kom- 
ponisten schutzlos preisgegeben, da ja die Verbreitung von Tonwerken 
nicht erst an die Bedingung einer Übersetzung geknüpft ist. Diesen Übel- 
ständen kann nur die Regierung selbst durch Abschließung von Verträgen 
Abhilfe schaffen. In Amerika allerdings dürfte kaum etwas zu erreichen 
sein, jedenfalls aber in Rußland und Holland, wo eine Änderung des 
jetzigen Zustandes am dringendsten ist. Besonders gilt dies für Holland, 
das nicht wie Amerika eine Welt für sich, sondern als Enklave zwischen 
die am meisten musikproduktiven Länder eingestreut ist. Die Regierung 
aber da zu einem Vorgehen zu veranlassen, wo es sich doch nicht um so 
bedeutende ökonomische Werte als sonst bei Handelsverträgen handelt, ist 
nur durch das einmütige und entschiedene Zusammenwirken aller Be- 
teiligten erreichbar. 



i) Voigtländer Urheber und Verlagsrecht S. 103. 



A. Verfassung der Anstalt. 

I. Rechtslage der Bezugsberechtigten. 

Unter Bezugsberechtigten versteht man diejenigen, di^ berechtigt 
sind, einen Anteil aus der Verwertung der Aufführungsrechte zu beziehen. 
Hier sind zwei Gruppen zu unterscheiden : i. die Mitglieder der G. D. T. ; 
2. sonstige Inhaber von Aufführungsrechten, Verleger und Textdichter. 

I. D i e M i t g 1 i e d e r d e r G. D. T. Da die Anstalt nur als ein 
Zweig der Genossenschaft anzusehen ist, wurden bei Gründung der An- 
stalt die Mitglieder der Genossenschaft sofort Bezugsberechtigte; für sie 
war die Unterzeichnung des Berechtigungsvertrags nur eine Formalität. 
Jetzt ist die Praxis die, daß in die Genossenschaft neue Mitglieder erst 
nach Unterzeichnung des Berechtigungsvertrages aufgenommen werden. 

Voraussetzung der Mitgliedschaft bei der G. D. T. ist (abgesehen 
von der Unterzeichnung des Berechtigungsvertrages) : 

1. Unterzeichnung des durch die Geschäftsordnung vorgeschriebe- 
nen Aufnahmeantrags ; 

2. Unterstützung dieses Antrags durch zwei Mitglieder ; 

3. der Nachweis von eigenen selbständigen Tonwerken; 

4. Entrichtung eines Eintrittsgeldes von 10 Mark, wovon der Vor- 
stand in besonderen Fällen Befreiung gewähren kann. 

Auch Ausländer können Mitglieder werden. 

Die Hauptbedingung bildet Punkt 3. Es kann wohl vorkommen, 
besonders von darstellenden Künstlern, daß sie, ohne selbst komponieren 
zu können, sich von anderen Kompositionen verfassen lassen und dann 
unter eigenem Namen veröffentlichen. Um hier dem Vorstand ein scharfes 
Vorgehen zu ermöglichen, ohne die Betroffenen zu kränken und über- 
haupt um etwaige peinliche Erörterungen persönlicher Art zu vermeiden, 
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erfolgt die Ablehnung ohne Angabe von Gründen. Ist der Abgelehnte 
deutscher Reichsangehöriger, steht ihm Berufung an die Hauptversamm- 
lung zu. 

Die Mitglieder zerfallen in ordentliche und außerordentliche ; ordent- 
liche sind die Gründer der G., die anderen werden es nach fünf Jahren 
durch Beschluß der Hauptversammlung. Nur die ordentlichen Mitglieder 
haben Sitz imd Stimme in der Hauptversammlung. Da die Hauptver- 
sammlung die Wahl des Vorstandes vornimmt, der Vorstand der G. aber 
zugleich Vorstand der Anstalt und somit deren leitendes Organ ist, so be- 
stimmen die ordentlichen Mitglieder der G. die Leitung der Anstalt. 

2. Die zweite Gruppe umfaßt Tonsetzer, die nicht Mitglieder der G. 
sind, die Erben verstorbener Tonsetzer, die Inhaber des Aufführungs- 
rechts an nachgelassenen Tonwerken, femer Musikverleger und Text- 
dichter. Sie werden Bezugsberechtigte durch Abschluß des Berechti- 
gungsvertrags mit der Anstalt und Zahlung einer Gebühr von zwanzig 
Mark. 

Um den etwa von den der Komponisten abweichenden Interess«! der 
Verleger gerecht zu werden, steht diesen der Haupteinfluß in dam KonitroU- 
organ der Anstalt, dem Vertrauensmännerausschuß, zu. 

3. Als Bezugsberechtigte kommen endlich noch die Mitglieder der 
ausländischen Gesellschaften in Betracht, die mit der Anstalt einen Gegen- 
seitigkeitsvertrag geschlossen haben. So erhebt die Anstalt für die in 
Deutschland und der deutschen Schweiz (dies Gebiet wurde der Anstalt 
hei Abschluß des Vertrages abgetreten) aufgeführten Werke der Mit- 
glieder der Pariser Societe Gebühren und liefert den entsprechenden Ge- 
winnanteil an die Societe ab, wofür diese in Frankreich, der französischen 
und Italienischen Schweiz, Monaco, Luxemburg und Spanien Gebühren 
für die Aufführungen von Werken der deutschen Mitglieder der Anstalt 
erhebt. Die Verteilung auf Komponisten, Verleger und Textdichter findet 
dann innerhalb jeder Gesellschaft nach ihren eigenen Bestimmungen statt. 
Ein gleicher Vertrag ist mit der Wiener Autoren-Gesellschaft vor kurzem 
neu geschlossen worden. 

Alle Berechtigten eines Landes, in welchem eine Gesellschaft zur 
Verwertung des musikalischen Aufführungsrechts schon besteht, haben 
nur, wenn sie deren Mitglieder sind, und zwar nach Maßgabe des mit ihr 
abgeschlossenen Vertrages, Anspruch auf die Tätigkeit der Anstalt. Ebenso 
kommen allein die Bestimmungen des Gegenseitigkeitsvertrages für die- 
jenigen in Betracht, die Mitglieder der betreffenden ausländischen Gesell- 
schaft sind. 

Die Berechtigten solcher Länder, in denen eine Gesellschaft nicht be- 

3* 
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Steht, können vom Vorstand ebenfalls als Bezugsberechtigte der Anstalt 
zugelassen werden. 

Die Bezugsberechtigten sind verpflichtet, alle ihnen zustehen- 
den und in Zukunft zufallenden Aufführungsrechte der Anstalt zur un- 
beschränkten Verfügung zu übertragen. Diese Bestimmung trifft für die 
Übergangszeit Verleger und Komponisten, für später wohl meist nur 
noch die Komponisten, da diese ja als Bezugsberechtigte verpflichtet sind, 
ihre Rechte direkt der Anstalt zu übertragen, die Verleger somit nur noch 
von außenstehenden Komponisten Aufführungsrechte erwerben können. 

Die Bezugsberechtigten dürfen in keiner Weise durch selbständige 
Erteilving von Aufführungsgenehmigungen, Einziehung oder Erlassung 
von Auf führungsgebühren oder Rechtsverfolgung von Aufführungen der 
Anstalt vorgreifen. Denn nur so ist zu vermeiden, daß sich die Gebühren- 
pflichtigen direkt an die Komponisten wenden und durch Abschließen von 
Sonderverträgen den geordneten Betrieb der Anstalt stören, ja unmöglich 
machen. Hieraus erklärt sich auch die auf den ersten Blick so ungerecht 
erscheinende Bestimmung, daß für den Fall, daß ein Bezugsberechtigter 
den Vertrag mit der Anstalt kündigt — der Vertrag gilt auf fünf Jahre 
geschlossen und läuft stets weitere fünf Jahre, wenn er nicht ein Jahr vor 
dem Termin gekündigt wird — ausgenommen natürlich, wenn ein Ver- 
schulden seitens der Anstalt resp. des Vorstandes vorliegt (BGB. §§ 325,. 
326), die übertragenen Aufführungsrechte der Anstalt verbleiben. Wäre 
es nämlich den Bezugsberechtigten möglich, ihre Rechte beim Austritt 
zurückzunehmen, so könnte die Anstalt nie zu einem festen Bestand an 
Werken kommen, erst recht nicht die Verfügung über alle geschützten 
Werke erlangen und so keine Pauschverträge auf längere Zeit abschließen. 
Erst aber, wenn dieses erreicht ist, hört jede Unsicherheit darüber auf, wer 
der Inhaber des Aufführungsrechtes ist ; denn einen Katalog ihres Besitz- 
standes herauszugeben, ist der Anstalt bei der Unsumme von Werken, die 
in Betracht kommen, nicht möglich, und wenn es möglich wäre, müßte, 
nur um die Hauptinteressenten zu befriedigen, eine so große Anzahl von 
Exemplaren hergestellt werden, daß die Verwaltungsunkosten selbst bei 
Abwälzung eines Teiles auf die Veranstalter unverhältnismäßig gesteigert 
würden. Außerdem wäre ein solcher Katalog wertlos, wenn er nicht durch 
dauernde Ergänzungen, die wiederum allen Interessenten zugestellt wer- 
den müßten, auf dem laufenden erhalten würde. 

Wenn die Bezugsberechtigten verpflichtet sind, alle für die Er- 
langung und Sicherung des ausschließlichen Aufführungsrechts vorge- 
schriebenen Formalitäten zu erfüllen, so hat das jetzt, wo die Ausübung 
des Rechts in Deutschland nicht mehr an eine solche, wie Anbringung des 
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Vorbehalts, geknüpft ist, hier keine Bedeutung mehr, sondern nur 
innerhalb der Bemer Konvention und im Vertragsverhältnis zu Ungarn. 
Femer sind die Bezugsberechtigten verpflichtet, die Übertragung in der 
von der Anstalt vorgeschriebenen Weise zu vollziehen und jeden Wechsel 
des Wohnsitzes oder der Staatsangehörigkeit, jede Änderung der Firma 
oder in ihrer Zeichnung, jede Verlegung der Niederlassung, sowie jede 
Veräußerung oder Übertragung von Verlagsrechten alsbald der Anstalt 
anzuzeigen. 

Die Bestimmung der Societe, daß Angestellte einer ihr gebühren- 
pflichtigen Anstalt (Direktoren, Regisseure, Kapellmeister usw.) weder 
mehr als ein Drittel der Programmnummem mit eigenen Werken besetzen, 
noch einen ein Drittel der Gesamtgebühr eines einzelnen Programms über- 
steigenden Betrag erhalten dürfen, ist in die Grundordnung der Anstalt 
nicht aufgenommen worden, da ein Bedürfnis für eine derartige Beschrän- 
kung der Komponisten in Deutschland nicht vorliegt, und eine solche Vor- 
schrift ja auch leicht durch eine Verständigung mehrerer Komponisten 
untereinander umgangen werden könnte. 

Die Bezugsberechtigten sind endlich verpflichtet, sich aller Hand- 
lungen zu enthalten, welche die Durchführung der Zwecke der Anstalt 
hindern oder die Tätigkeit der Anstalt zu schädigen geeignet sind. 

Für alle Streitigkeiten aus dem Berechtigungsvertrage ist der Ge- 
richtsstand Berlin vereinbart. 

Machen sich die Bezugsberechtigten einer Verletzung der Vertrags- 
bestimmungen oder einer wissentlich falschen Angabe bei der Anzeige 
ihrer Personalien oder der Anmeldung ihrer Werke schuldig, unterliegen 
sie einer Konventionalstrafe bis zu eintausend Mark, die von den fälligen 
Gebührenanteilen in Abzug gebracht werden kann. Hierzu ist ein zu- 
stimmender Beschluß der Zweidrittelmehrheit des Vertrauensmänneraus- 
schusses nötig. Ein gleicher Beschluß ist erforderlich, wenn statt der 
Strafe Kündigung eintritt. Das Recht dazu steht der Anstalt auch vor 
Ablauf der fünf Jahre mit halbjähriger Frist auf Ende des Geschäftsjahres 
zu. Die Kündigung erfolgt fertier, und hier ohne Zustimmung des Ver- 
trauensmännerausschusses, wenn die Voraussetzungen zur Berechtigung 
weggefallen sind. 

Wenn auch eine Rechtsnachfolge in den Vertrag auf Seite der Ur- 
heber unmöglich ist, werden doch die Gebührenanteile an die Erben — 
und mögen sie auch nur bloße Interessenten sein — weiter ausbezahlt. 
Abgesehen von dem bereits angeführten Gesichtspunkte wäre hier aus rein 
technischen Gründen eine Beschränkung geboten, insofern sich eine Er- 
schwerung des ohnehin schon schwierigen Verrechnungswesens — für 
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jeden Erben muß ein besonderes Konto eröffnet werden — nur da recht- 
fertigen läßt, wo sie nahestehenden oder notleideriden Verwandten des Ur- 
hebers zugute kommt. Wie bei der Societe die auf unbekannte Erben ent- 
fallendai Anteile nach Ablauf eines Jahres der Unterstützungs- und Pen- 
sionskasse der Societe zufallen, so wäre auch hier eine Abführung der An- 
teile an die Unterstätzungskasse der Genossenschaft zu empfehlen. 

Eine Rechtsnachfolge in den Vertrag auf Seite der Verleger ist zu- 
lässig. (Bekanntlich kann auch nach dem neuen UG. selbst gegen den 
Willen des Urhebers ein Verleger das ihm zustehende Verlagsrecht an 
einen andern übertragen.) Der Erwerber eines Verlagsgeschäftes muß, 
um in die Rechte seines Vorgängers eintreten zu können entweder schon 
Bezugsberechtigter sein oder einen solchen Vertrag gleichzeitig schließen. 

IL Die Organe der Anstalt. 

I. Der Vorstand. 

Der Vorstand der Anstalt ist identisch mit dem Vorstand der G. D. T., 
setzt sich somit allein aus Komponisten zusammen und zwar aus fünf, die 
in Berlin oder dessen Vororten ihren Wohnsitz haben müssen. Seine 
Wahl geschieht durch die Hauptversammlung der G. aus ihren ordent- 
lichen Mitgliedern auf drei Jahre. In jedem ersten und zweiten Jahre 
scheiden zwei Mitglieder, in jedem dritten Jahr ein Mitglied, nach der 
Amtsdauer, bei gleicher Amtsdauer nach dem Lose aus. Im Gegensatz 
zur Societe, wo ein ausscheidendes Mitglied erst nach einem Jahre wieder- 
gewählt werden kann, ist hier sofortige Wiederwahl zulässig. Für wäh- 
rend der Amtsdauer ausscheidende Mitglieder ergänzt sich der Vorstand 
selbst. Doch hat diese Ergänzung nur bis zur folgenden Generalversamm- 
lung Gültigkeit, wo die definitive Ersatzwahl für den Rest der Amtsdaxier 
erfolgt. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter; er kann sich in der Ausübung seines Amtes durch 
Mitglieder oder Angestellte vertreten lassen. Seine Tätigkeit ist ehren- 
amtlich, doch kann ihnen für ihre Anwesenheit in jeder Sitzung eine an- 
gemessene Entschädigung bewilligt werden. Grobe Pflichtverletzung oder 
Untüchtigkeit kann Widerruf der Bestellung des Vorstandes zur Folge 
haben. 

Da der Vorstand der G. zugleich Vorstand der Anstalt und zwar in 
gleicher Weise das zur Leitung und Interessenvertretung nach außen be- 
rufene Organ beider ist, ergeben sich aus dieser Doppelstellung zwei auf 
verschiedener Basis beruhende tatsächlich aber ineinanderfließende Ge- 
biete seiner Tätigkeit und andererseits eine doppelte Kontrolle, der er sich 
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unterwerfen muß. Als Vorstand der G. leitet er ihre sämtlichen 
verwaltet ihr Vermögen, entscheidet über die Aufnahme, den Austritt, 
Ausschluß und Streichung aus den Listen von Mitgliedern. Als Vorstand 
der Anstalt leitet er ihren ganzen Betrieb, wie die Einschätzung der Werke, 
die Bearbeittmg der Programme, die Gebührenverteilung, den Abschluß 
der Verträge mit den Bezugsberechtigten einer- und den Gebührenpflich- 
tigen andererseits. Er hat die Rechnungsführung und den Kassenbestand 
unter Hinzuziehung eines gerichtlichen Sachverständigen mindestens ein- 
mal im Jahr zu prüfen. Ist der Vorstand nicht in der Lage, diese Ge- 
schäfte selbst zu leiten, so kann er dafür einen Direktor bestellen. Dieser 
darf an der Verwertung musikalischer Aufführungsrechte nicht persönlich 
beteiligt sein, seine Tätigkeit erfordert musikalische sowie juristische 
Bildung; ist er nicht rechtskundig, ist noch vom Vorstand ein Rechtsbeirat 
zu bestellen, der die Befähigung zum Richteramt haben muß. Da eine 
allen Anfordemissen genügende Persönlichkeit nur gegen sehr hohen Ge- 
halt zu finden sein wird, wird die Anstalt wohl, so lange es irgend geht, 
die Anstellung eines Direktors vermeiden, um nicht die Verwaltungskosten 
zu sehr zu steigern. Zur Wahrnehmung der einzelnen Geschäfte kann der 
Vorstand besondere Sachverständige hinzuziehen. Für die Betriebsein- 
richtung und das Betriebsverfahren wird eine besondere Betriebsordnung 
vom Vorstand mit Zustimmung des Ausschusses der Vertrauensmänner 
ausgearbeitet 

Als Vorstand der G. ist er zu jährlicher Geschäfts- und Rechnungs- 
darlegung in der Hauptversammlung wie Aufstellung eines Voranschlags 
für das folgende Jahr verpflichtet. Da aber die Anstalt nun ein Zweig der 
G. ist, so hat sein Bericht auch seine Tätigkeit als Vorstand mitzuum- 
fassen. Hiermit wird die Hauptversammlimg der G. zugleich oberstes 
Kontrollorgan der Anstalt. Als zweites und eigentliches Kontrollorgan 
der Tätigkeit des Vorstandes in bezug auf die Anstalt erscheint der Aus- 
schuß der Vertrauensmänner ; da er aber allein Organ der Anstalt ist, er- 
streckt sich seine Kontrolle nur so weit, als der Vorstand als Vorstand 
der Anstalt handelt, auf die Angelegenheiten der G. selbst hat er keinen 
Einfluß. 

2. Der Ausschuß der Vertrauensmänner. 

Er bildet die Vertretung der Bezugsberechtigten und setzt sich, der 
verschiedenen Interessengruppen entsprechend, aus sechs Tonsetzem, 
sechs Musikverlegem und drei Textdichtern, von denen mindestens je die 
Hälfte in Berlin ansässig sein soll, zusammen. Ihre Wahl erfolgt auf 
drei Jahre, jedes Jahr scheidet der dritte Teil jeder Gruppe aus, was sich 
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nach der Amtsdauer, bei gleicher Amtsdauer nach dem Lose richtet. Eine 
Wiederwahl ist erst nach Ablauf eines Jahres möglich. Die Wahlen er- 
folgen durch den Vorstand und den Ausschuß selbst in einer gemeinschaft- 
lichen Sitzung. Die erste Wahl der Vertrauensmänner war durch den 
Vorstand erfolgt. Bei vorzeitigem Austritt findet für den Rest der Amts- 
zeit eine sofortige Ersatzwahl statt. Die Sitzungen des Ausschusses sind 
fakultativ, doch hat vor Abschluß des Geschäftsjahres auf alle Fälle eine 
Sitzung stattzufinden. Die Tätigkeit der Vertrauensmänner ist ebenfalls 
ehrenamtlich, doch kann auch ihnen eine Zeitentschädigung bewilligt 
werden. 

Aus der Zusammensetzung des Ausschusses ergibt sich ein vorwie- 
gender Einfluß der Verleger; denn einmal sind die Komponisten bei den 
Sitzungen selten vollzählig anwesend. Außerdem sind ja auch die Inter- 
essen der Textdichter nicht identisch mit denen der Komponisten oder der 
Genossenschaft. Daß die Verleger eine solch entscheidende Stellung im 
Kontrollorgan einnehmen, ist durchaus billig. Was aber die Unzufrieden- 
heit der meisten Verleger erregte, war nicht ihr ungenügender Einfluß im 
Kontrollorgan, sondern der anscheinend ungenügende Einfluß, den dieses 
selbst auf die Tätigkeit des Vorstandes hatte. Der Ausschuß hat nämlich 
den ganzen Betrieb der Anstalt: die Einschätzung der Werke, die Be- 
arbeitung der Programme, die Gebührenverteilung und die Rechnungs- 
führung zu prüfen. Natürlich hat eine solche Prüfung nur Sinn, wenn 
bei etwaigen Unregelmäßigkeiten der Ausschuß die Einhaltung der Sta- 
tuten beantragen kann, und auch der Vorstand an solche Beschlüsse ge- 
bunden ist. Dies lag zweifellos schon im Sinn der Statuten, und daß 
andererseits der Vorstand durch seine Zusammensetzung und die Ein- 
richtung der Anstalt selbst genügende Garantien für einen sicheren Betrieb 
bot, zeigte der Beitritt bedeutender Verlagsfirmen. Immerhin kann man 
von rein kaufmännischem Standpunkt dem Drängen der Leipziger Ver- 
leger auf eine schärfere Formulierung der Rechte des Ausschusses seine 
Berechtigung nicht absprechen, und so hat denn hier auch die Genossen- 
schaft zur Erreichung des Friedens nachgegeben. 

IH. Betriebsmittel der Anstalt. 

Da die Anstalt nur als Vermittlungsstelle zwischen Urhebern und 
Aufführenden anzusehen ist, die Rechtsfähigkeit auch nicht ihr, sondern der 
Genossenschaft als solcher verliehen ist, so kann die Anstalt weder Ver- 
mögen besitzen noch auf Gewinn für sich arbeiten. Das zur Einrichtung 
nötige Kapital wurde von der Genossenschaft zur Verfügung gestellt. 



I 
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Die Einnahmen setzen sich folgen dermahen zusammen: 

1. ordentliche: die von den Gebührenpflichtigen erhobenen Auf- 
führungsgebühren ; 

2. außerordentliche: 

a) die bei Abschluss des Berechtigungsvertrags zu zahlenden 
Vertragsgebühren ; 

b) die am Schluß des Geschäftsjahres sich ergebenden Anteile 
der nicht bezugsberechtigten Tonsetzer und Verleger. Dieser 
Fall, der eintritt, wenn der Verleger eines vom Komponisten 
angemeldeten Werkes resp. der Komponist eines vom Ver- 
leger angemeldeten Werkes nicht zur Anstalt gehört, dürfte 
mit der Zeit immer weniger vorkommen ; 

c) die verfallenen Anteile; die Anteile verfallen, wenn die Zu- 
stellung des Betrages unmöglich ist, oder die Anweisung 
innerhalb des auf sie folgenden Geschäftsjahres nicht ein- 
gelöst wird; 

d) die Vertragsstrafen der Bezugsberechtigten; 

e) die von säumigen oder Vertragsbrüchigen Gebührenpflich- 
tigen auf gerichtliche Entscheidung hin zu leistenden Schaden- 
ersatzbeträge ; 

f) freiwillige Zuwendungen und sonstige Einnahmen. 
Die Ausgaben der Anstalt bestehen : 

1. aus den Verwaltungskosten; 

2. aus den Tilgungsraten des an die G. zurückzuzahlenden Grün- 
dungskapitals. Dieses Kapital wird (wie auf den Beschluß des 
Vorstandes und Vertrauensmännerausschusses von der Haupt- 
versammlung der G. D. T. am '26. März 1905 beschlossen) un- 
verzinst amortisiert und auf die Verwaltungskosten verrechnet 

Zur Deckung der Verwaltungskosten werden zuerst die außer- 
ordentlichen und für den Rest die ordentlichen Einnahmen verwendet. 
Der übriggebliebene Betrag der ordentlichen Einnahmen stellt den Rein- 
ertrag der Anstalt dar. Er gelangt in folgender Weise zur Verteilung : 

I. Im Interesse der Wohlfahrtszwecke der Genossenschaft werden 
zunächt die 10 Prozent abgezogen und an die Unterstützungs- 
kasse der G. D. T. überwiesen. Dies, bildet die Hauptein- 
nahmequelle der Unterstützungskasse ; als weitere kommen frei- 
willige Spenden in Betracht. Sobald die Einnahmen der Unter- 
stützungskasse eine genügende Höhe erreicht haben, ist noch 
die Gründung einer Pensionskasse, wie sie schon bei der Pa- 
riser Soci^t^ und der Wiener Gesellschaft besteht und segens- 
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reich wirkt, in Aussicht genommen. Ferner wurde der Plan 
erwogen, in Zukunft nach Maßgabe der vorhandenen Mittel Prä- 
mien für besonders verdienstvolle Aufführungen von Werken 
der bezugsberechtigten Komponisten zu gewähren. 
Daß die Verleger nicht nur für die Gründungs- und Verwal- 
tungskosten, sondern auch für allein den Komponisten zugute kommende 
Wohltätigkeitskassen Beiträge leisten, ist durchaus berechtigt. Die An- 
stalt leistet dem Verleger dadurch einen wesentlichen Dienst, daß sie 
ihn über die Aufführungen jedes in seinem Verlage erschienenen 
Werkes, was zu kontrollieren er nicht imstande ist, orientieren kann, 
sogar selbst auf Verwendung rechtmäßig von Verlegern bezogenen 
Notenmaterials nach Möglichkeit dringt. 

2. Je nachdem der nach den Gegenseitigkeitsverträgen an die 
ausländischen Autoren-Gesellschaften zu zahlende Betrag größer 
oder kleiner ist, als der zu empfangende, wird die Differenz 
zu- oder abgezogen ; 
3« der jetzt restierende Betrag wird nach dem Verteilungsn^odus 
der Anstalt unter die Bezugsberechtigten verteilt. 

IV. Aenderung und Auflösung der Anstalt. 

Zur Änderung der Grundordnung wie der Betriebsordnung ist ein 
mit zwei Drittelmehrheit gefaßter zustimmender Beschluß des Vertrauens- 
männerausschusses erforderlich. Erstere erfolgt auf Antrag des Vorstan- 
des durch die Hauptversammlung der G. D. T., letztere durch den Vor- 
stand selbst. 

Die Auflösung der Anstalt erfolgt unter denselben Bedingungen wie 
eine Statutenänderxmg. Sie kann nur am Ende des Geschäftsjahres und 
nicht vor Ablauf von sechs Monaten nach dem Beschluß der Hauptver- 
sammlung stattfinden. Die Liquidation wird vom Vorstand vollzogea 
Die Berechtigungsverträge werden dann mit halbjähriger Frist auf Ende 
des Geschäftsjahres gekündigt. Die eingebrachten Aufführungsrechte 
fallen an ihren früheren Eigentümer zurück. 
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B. Die Tätigkeit der Anstalt. 

I. Die Organisation. 

I. Die Selbstverwaltungskörper, 
a) Der Vorstand. 

Er führt jetzt, wo noch kein Direktor vorhanden, nicht nur eine 
Oberaufsicht über den gesamten Betrieb, sondern erledigt auch alle laufen- 
den Geschäfte selbst. Dies ist dadurch allein möglich, daß ein Mitglied des 
Vorstands seine ganze Zeit der Anstalt zur Verfügung stellt. Unterstützt 
wird der Vorstand hierin durch -verschiedene Ausschüsse. 

b) Die Ausschüsse. 

Der Ausschuß der Vertrauensmänner berät in gemeinsamen Sitz- 
ungen mit dem Vorstand alle wichtigen Fragen. Um spezielle ihm zuge- 
wiesene Aufgaben besser lösen zu können, sind folgende Unterausschüsse 
von je fünf Mitgliedern gebildet : 

d) der Rechtsausschuß. Er hat in jedem einzelnen Falle zu prüfen, 
ob Gründe genug für die Anstalt vorhanden sind, um eine Rechtsverfol- 
gung einzuleiten und die Grundsätze zu kontrollieren, nach denen die An- 
staltsleitung hierbei verfährt; 

ß) der Einschätzungsausschuß. Dieser hat die Programmbearbei- 
tung daraufhin zu prüfen, ob die Aufführungen der der Anstalt zu- 
stehenden Werke auch vollständig aus den Programmen ausgezogen und 
als Unterlage für die Gebührenverteilung benutzt werden ; femer stellt er 
durch Stichproben fest, ob die Einschätzung der Werke auch richtig nach 
dem aufgestellten Tarif vor sich geht; 

y) der Rechnungsausschuß. Ihm liegt die Prüfung der Bücher nebst 
Belegen, sowie des jährlichen Rechnungsabschlusses ob; er stellt fest, ob 
die Verteilung der Gebühren nach der Grundordnung vor sich gegangen 
und richtig berechnet worden ist. 

2. Der Beamtenapparat. 

a) Die Centralstelle. 

Die Zentrale in Berlin ist der eigentliche Nerv der Anstalt. In den 
schmucken Räumen der Wilhelmstraße werden die meisten Geschäfte 
durch den Vorstand mit Hilfe einer relativ geringen Anzahl besoldeter 
Beamter erledigt. Daß die Anzahl der Beamte trotz der Fülle der zu 
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leistenden Arbeit so gering sein kann, was eine bedeutende Verminderung 
der Verwaltungskosten bedingt, ist der großen Tüchtigkeit und Arbeits- 
freudigkeit des geschäftsführenden Vorstandsmitgliedes zu danken, das 
alle wichtigen Geschäfte selbst in die Hand nimmt. Es kontrolliert auch 
die Buchführung und die rein mechanischen Arbeiten, wie Sortierung 
der Programme und Berechnung der Anteile. 

Die von der Zentrale besorgten Geschäfte s-ind folgende : 

1. Die gesamte Korrespondenz mit den Gebührenpflichtigen und den 
Agenten. Sie wird von dem geschäfts führenden Vorstandsmitglied be- 
sorgt, wobei es von drei Angestellten unterstützt wird. 

2. Korrespondenz mit den Bezugsberechtigten; Ordnung und Ein- 
tragung der von ihnen angemeldeten Werke ; Eintragung der Bezugsbe- 
rechtigten selbst, wobei für Tonsetzer, Verleger und Textdichter getrennte 
Listen geführt werden. 

3. Sortierung der von den Gebührenpflichtigen eingesendeten Pro- 
gramme, Bezeichnung der geschützten Werke und Feststellung der für 
jedes als Bezugsberechtigte in Betracht kommenden (Tonsetzer, Verleger, 
event. Textdichter und Bearbeiter). Hiermit sind ständig drei und am 
Jahresschluß nach Bedarf eine Anzahl von Hilfskräften tätig. 

4. Die Einschätzung der Werke. Die erstmalige Einschätzung ge- 
schieht durch den Vorstand unter Kontrolle des Einschätzungsausschusses. 

5. Die Buchführung geschieht durch einen Buchhalter und einen 
monatlich zugezogenen Revisor. 

6. Der Kontrolldienst für Berlin und Umgegend. 

7. Die Ausrechnung und Auszahlung der Anteile an die Bezugs- 
berechtigten. 

8. Für alle Bezugsberechtigten, wie die Vorbereitung von Prozessen, 
notariellen Urkunden und Verträgen steht der Anstalt der Rechtsbeistand 
der Genossenschaft zur Seite. 

Sämtliche Angestellte der Zentrale erhalten ein festes Gehalt, auf 
Gewinnbeteiligung haben sie keinen Anspruch. 

b) Die Agenten (Vertreter). 

Zur Entlastung der Zentralstelle, vor allem aber, um eine wirksame 
Kontrolle auszuüben, die besonders den Vertretern der populären Musik- 
pflege (Kapellen, Vereinen, dann Etablissementsbesitzem und Varietes) 
gegenüber dringend nötig ist, mußte die Anstalt auch zur Bestellung von 
Agenten schreiten. Im Anfang sind die Bezirke der Vertreter naturgemäß 
größer, mit der Zeit aber werden solche Bezirke, die heute nur durch 
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Untervertreter bedient werden, von selbständigen Vertretern zu besorgen 
sein. Für die gesamte deutsche Schweiz ist ein Hauptvertreter bestellt. 
Als Muster kann die französische Societe dienen, deren System in Frank- 
reich selbst — die Erhebung geschieht durch 30 Zentralagenten, denen 
500 Unteragenten unterstellt sind — sich bewährt hat. Jedenfalls ist bei 
der Wahl der Agenten mit größter Vorsicht vorzugehen, da diese, als reine 
Geschäftsleute, viel leichter sich verleiten lassen könnten, gegen die Ge- 
bührenpflichtigen zu streng vorzugehen und so eine Schädigung der 
Musikpflege zu verursachen. Diese Gefahr besteht aber in Deutschland 
kaum, da die Agenten nur die Erlaubnis zu Einzelaufführungen erteilen 
dürfen und auch hier nur nach Maßgabe genauer Instruktionen ; zum Ab- 
schluß von Pauschverträgen sind sie jedoch nicht kompetent. Sie führen 
zwar auch hier die Vorverhandlungen, müssen aber die Verträge mit den 
nötigen Unterlagen zur Unterzeichnung an die Zentrale einschicken; wo 
sie einer nochmaligen Prüfung unterzogen werden. Dagegen sind die 
Vertreter zur Einkassierung der Einzelgebühren ermächtigt. Sie haben 
hierbei über jede Erhebung eine Quittung auszustellen, wobei sie beson- 
dere Quittungshefte zu benutzen haben, aus denen sie die Belege an die 
Anstalt senden. Jeder Agent besitzt drei Quittungshefte, von denen er 
das erste für die Monate Januar, April, Juli, Oktober, das zweite für die 
Monate Februar, Mai, August, November und das dritte für die übrigen 
^ Monate benutzt. Am Ende eines jeden Monats hat er das benutzte Quit- 
tungsheft an die Zentrale zur Kontrolle einzusenden, der hierfür somit 
zwei Monate Zeit bleiben. Die Agenten haben das ganze Musikleben zu 
kontrollieren und für pünktliche Einlieferung der Programme Sorge zu 
tragen, die sie dann an die Zentrale weitersenden. Von jeder unberechtig- 
ten Aufführung oder Vertragsverletzung haben sie Mitteilung zu machen. 

Jeden Monat haben sie eine Rechnungsablage, aus denen die Art 
jeder Einnahme wie Ausgabe klar ersichtlich ist, an die Zentrale einzu- 
senden. Die hierbei zu verwendenden Formulare werden ihnen von der 
Anstalt gestellt. Sie sind viel einfacher, als die der französischen Gesell- 
schaft, erreichen aber dennoch denselben Zweck. 

Die Vertreter beziehen kein festes Gehalt, sondern sind allein auf 
die Provision angewiesen, die ihnen für jeden durch sie zum Abschluß 
gebrachten Kontrakt und für das weitere Inkasso zusteht. Da der Anstalt 
besonders am Abschluß von Pauschverträgen gelegen ist, sucht sie das 
Interesse des Agaiten hierfür zu steigern, indem sie ihm von den Pau- 
schalsummen einen wesentlich höheren Prozentsatz gewährt als von einer 
einzelnen Aufführungsgebühr. Ebenso erhalten sie für neue Verträge 
eine höhere Provision, die dann entsprechend der Dauer des Vertrags bei 
jeder bloßen Erneuerung abnimmt. 
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IL Der Betrieb der Anstalt. 

I. Anmeldung und Ordnung der Werke. 

Die Bezugsberechtigten, und zwar beide Teile, Tonsetzer wie auch 
Verleger, sind verpflichtet, alle ihnen zustehenden schutzberechtigten 
Werke anzumelden. Nicht angemeldete Werke werden, auch wenn der 
Urheber (oder Verleger) bezugsberechtigt ist, bei der Verteilung der An- 
teile nicht berücksichtigt. Die Anmeldung hat auf eigens von der Anstalt 
ausgegebenen Formularen — es sind verschiedene zu verwenden, je nach- 
dem es sich um vor oder nach Abschluß des Berechtigungsvertrags er- 
schienene Werke handelt — zu geschehen, die den Titel und die Gattung 
des Werkes, femer die Namen des Komponisten, Verlegers oder des Text- 
dichters und Bearbeiters enthalten und auf folgende Fragen Antwort geben 
müssen : 

1. Ist der Anmelder Inhaber des Aufführungsrechts (dies ist für 
etwaige Rechtsverfolgungen von größter Wichtigkeit) ? 

2. Ist das Werk vor oder nach dem i. Januar 1902 erschienen? 

3. Ist das vor dem i. Januar 1902 erschienene Werk vom ersten 
Erscheinen an auf allen verbreiteten Exemplaren mit dem Auf- 
führungsvorbehalt versehen gewesen? 

Frage 2 und3 kommt nur für die vor Vertragsabschluß erschienenen 
Werke in Betracht. 

Auf der Vorderseite des Anmeldebogens wird von der Anstalt der 
Tag der Einsendung vermerkt. Für die Übergangszeit hatte man sich wohl 
auch, um den Verlegern die große Arbeit nicht auf einmal aufzubürden, 
als provisorische Anmeldung mit der Einsendung der Verlagskataloge be- 
gnügt, in denen die freien Werke und diejenigen, an denen ein Auffüh- 
rungsrecht dem Verleger nicht zustand, durchzustreichen waren. Es ist 
notwendig, mit der Anmeldung das Notenmaterial vorzulegen, da nur so 
eine exakte Einschätzung möglich ist und im Zweifel der für die be- 
treffende Kategorie von Werken vorgesehene niedrigste Einschätzungs- 
wert zugrunde gelegt werden muß. Manuskripte werden sofort nach Er- 
ledigung zurückgesandt, die gedruckten Exemplare zurückbehalten, es sei 
denn, daß der Anmelder die Rücksendung ausdrücklich verlangt. Aus den 
ausgefüllten Formularen geschehen die Eintragungen in zwei Register: 

1. in ein Register der bezugsberechtigten Komponisten und 

2. in einen Zettelkatalog. 
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Jedes angemeldete Werk wird nämlich auf besonderen Register- 
zetteln eingetragen, die alphabetisch nach dem Namen der Komponisten tmd 
dann wieder nach den Titeln der Werke geordnet sind. Auf diesen Zetteln 
sind die übrigen an dem Werke Beteiligten sonstigen für den Auf führungs- 
schutz wesentlichen Angaben enthalten. 

Es werden für Tonsetzer und Verleger gesonderte Listen geführt. 

Ebenso ist die Korrespondenz getrennt und in verschiedenen Schrän- 
ken untergebracht; für den Briefwechsel mit jedem einzelnen ist eine be- 
sondere Mappe vorhanden, dde in alphabetischer Reihenfolge aufgestellt 
sind. Wieder in anderen Schränken befindet sich die Korrespondenz mit den 
Gebührenpflichtigen und den Agenten, auch hier wieder in Mappen, alpha- 
betisch geordnet. Um einer herausgenommenen Mappe sofort anzusehen, 
ob es sich um einen Gebührenpflichtigen, Agenten oder Bezugsberechtigten 
handelt, sind die Mappen der Gebührenpflichtigen rot, die der Agenten 
gelb und die der Bezugsberechtigten grau gefärbt. 

2. Die Einschätzung. 

Die ordnungsgemäß (unter Vorlage der Noten) angemeldeten Werke 
werden nach einem von dem Vorstand gemeinsam mit dem Ausschuß der 
Vertrauensmänner aufgestellten Tarif eingeschätzt. Diese Arbeiten wer- 
den vom Einschätzungsausschuß revidiert. 

Die Bewertung geschieht nach Punkten und zwar auf folgende 
Weise : Entscheidend ist, ob es sich um ein Werk der Unterhaltungsmusik 
oder der ernsten Musik handelt, wobei ein seiner Natur nach durchaus 
ernstes Werk (z. B. Tannhäuser-Ouverture), durch die Art seiner Auf- 
führung (als Zwischenaktsmusik in Varietes, in Biergärten usw.) zur 
Unterhaltungsmusik werden kann und in diesem Fall nach dem für diese 
geltenden Maßstab eingeschätzt wird. 

a) Die Werke der Unterhaltungsmusik reihen sich in Klassen, welche 
nach festen Typen (Polka, Walzer, Märsche, Frangaisen, Potpourris usw.) 
gebildet sind. Hier ist die Klassifizierung rein nach dem Charakter des 
Werke erlaubt und auch ausreichend, weil aus ihm sich seine Zeitdauer und 
die Möglichkeit der Aufführung ohne weiteres ergibt. Für jede Klasse 
ist eine Grundtaxe festgesetzt, welche für die niederste 8 Punkte beträgt 
und dann im Verhältnis von 2:3:4 steigt. 

b) Die Bewertung der Werke der ernsten Musik bietet weit größere 
Schwierigkeiten. Es läßt der Titel ja noch nicht auf die Zeitdauer des Wer- 
kes schließen ; es gibt Lieder wie Orchesterwerke der verschiedensten Art. 
Dennoch ist auch hier eine ziemlich genaue Erfassung des Werkes dadurch 
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ermöglicht worden, daß die Einschätzung nach zwei Gesichtspunkten ge- 
schieht. I. ist die Zeitdauer entscheidend, die die Aufführung in Anspruch 
nimmt (hiernach bildet die niederste Stufe ein Werk, dessen Vortrag 
nicht mehr als fünf Minuten dauert) ; 2. die Schwierigkeit der Besetzung: 
von dem Vortrag durch Gesang allein oder auf einem Instrument bis zum 
Vortrag mit Orchester oder zur Aufführung durch Orchester allein, wobei 
es wieder auf die Stärke des Orchesters ankommt (höchste Stufe: Or- 
chester mit mehr als 35 Stimmen). Die niederste Klasse bilden somit 
kurze Lieder ohne, dann solche mit Begleitung eines Instrumentes. Auch 
hier ist für jede Klasse eine Taxe in Punkten festgesetz:t und die Steige- 
rung findet in demselben Verhältnis statt, wie bei der Unterhaltungsmusik, 
allein die Grundtaxe der ersten Klasse ist viel höher als dort, und somit 
sind die ernsten Werke viel höher bewertet als die der entsprechenden 
Klasse angehörenden Werke der leichten Muse. Dies hat darin seinen 
Grund, daß bei den letzteren Werken die einzelne Aufführung erheblich 
weniger einbringt, die Häufigkeit ist es, welche die großen Einnahmen her- 
vorbringt. Ernste Werke dagegen werden viel weniger oft gegeben, bringen 
dagegen mit jeder Aufführung mehr ein. Wenn daher die Aufführung 
eines ernsten Werkes z. B. die zwanzig oder hundertfache Einnahme 
liefert als die eines der entsprechenden Klasse angehörenden Werkes 
leichter Musik, so muß es auch mit einer höheren Anzahl Punkte be- 
wertet werden. 

Da andererseits ein an sich ernstes Werk, wenn es als Unter- 
haltungsmusik aufgeführt wird, nur ebenso geringe Einnahmen erzielt 
wie die leichte Musik, so muß es in diesem Fall auch ebenso bewertet 
werden. Dies wird im Tarif durch eine sinnreiche Untereinander- 
stellung der korrespondierenden Klassen erreicht ; ist ein ernstes Werk 
als Unterhaltungsmusik zur Aufführung gelangt, so wird es diesmal 
nicht mit der seiner Klasse überschriebenen, sondern mit der (bedeutend 
niedereren) der darüber befindlichen Klasse der Unterhaltungsmusik 
überschriebenen Punktzahl bewertet. 

Wenn man vielleicht auch über den durch die Schv^ierigkeit der 
Besetzung auf die erzielten Einnahmen ausgeübten Einfluss anderer 
Meinung sein kann (obgleich sich dieser Bewertungsmodus auch da- 
durch rechtfertigen läßt, daß je schwieriger die Besetzung ist, desto 
seltener das Werk zur Aufführung gelangen wird und seinem Kompo- 
nisten daher als Entschädigung eine größere Einnahme zuzusprechen 
ist, zumal solche Werke nur in den ersten und zahlungskräftigsten 
Instituten aufgeführt werden können), muß man doch jedenfalls zugeben,, 
daß eine der Gerechtigkeit näher kommende Einschätzungs'veise kaum 
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denkbar ist; gegen die von der französischen Gesellschaft geübte stellt 
sie einen großen Fortschritt dar, denn jene nimmt auf den Wesens- 
unterschied, der zwischen Unterhaltungsmusik und ernster Musik be- 
steht, gar keine Rücksicht, sondern zerlegt in Orchestermusik und 
Vokalmusik, die erstere wieder in i. gewöhnliche Orchesterstücke, 
(Polka, Quadrille, Walzer), 2. Ouvertüren, Phantasien, 3. Konzertstücke, 
4. Symphonien (hier werden noch nach ihrer verschiedenen Bedeutung 
Unterschiede gemacht), die letztere in i. Romanzen, Lieder, Arien, Duette, 
/ 2. Chöre, dramatische Bilder u. s. w., 3. Gesangspossen, 4, Operetten. 
Hier geschieht also die Bewertung ganz äußerlich nach schon bestehenden 
Kategorien. 

Die jedem Werk zuerkannte Punktzahl wird auf der Verrechnungs- 
karte vermerkt. Wird ein ernstes Werk auch als Unterhaltungsmusik 
aufgeführt, so wird hierfür eine zweite Karte ausgestellt und unter die- 
jenigen der Werke dieser Kategorie eingereiht. Auf dieser Karte wird 
die dem Werk als Unterhaltungsmusik zukommende Punktzahl vermerkt 
und diejenigen Aufführungen registriert, die es als Unterhaltungsmusik 
erlebt. 

3. Die Programme. 

Die Gebührenpflichtigen sind vertragsmäßig verpflichtet, die Pro- 
gramme sämtlicher von ihnen veranstalteten Aufführungen der Anstalt 
einzusenden. Vorher sind eventuelle Zugaben oder Wiederholungen eines 
Werkes besonders darauf zu vermerken, ebenso etwaige nachträgliche 
Aenderungen. Denjenigen Gebührenpflichtigen welche keine Programme 
drucken lassen, stellt die Anstalt Formulare zur Verfügung, auf die sie 
sämtliche aufgeführten Werke zu verzeichnen haben. Diese Programme 
dienen als Beleg für die stattgehabte Aufführung der betreffenden 
Werke, und auf sie stützt sich die Verteilung der eingehenden Gebühren 
unter die Bezugsberechtigten. Daher ist eine vollständige und regel- 
mäßige Einsendung für die Anstalt von größter Wichtigkeit und nur 
so eine gerechte Verteilung möglich. In der Anfangszeit suchten sich 
viele ihrer Pflicht zu entziehen, in der Meinung, es handele sich nur 
um eine lästige Kontrolle, nach und nach brach sich die Erkenntnis 
Bahn, daß eine Vernachlässigung ihrer Pflicht ihnen nichts nütze, den 
Bezugsberechtigten aber schade. Diese haben daher auch selbst ange- 
fangen für die Lieferung der Programme der ihnen bekannt gewordenen 
Aufführungen Sorge zu tragen. 

Die Aufstellung falscher Programme kann als Vertragsbruch 
gerichtlich verfolgt werden. 

4 
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Die eingehenden Programme — die meisten Gebührenpflichtiger* 
senden mehrere zusammen, doch hat es stets am Schluß eines jeden 
Monats zu geschehen — werden zunächst mit der Vertragsnummer des 
einsendenden Gebührenpflichtigen versehen, darunter gibt eine kleine 
Ziffer die laufende Zahl der jährlichen Einsendungen des gebühren- 
pflichtigen Einsenders an. 

Um die Auffindung der Gebührenpflichtigen zu erleichtem, sind 
sie einmal nach Namen und dann nach Wohnsitz auf Register- 
karten alphabetisch geordnet. Auf der Karte jedes Gebühren- 
pflichtigen, wird am Ende jedes Monats eingetragen, wieviele Pro- 
gramme er eingesandt hat. Da die meisten Aufführungen, besonders 
ernster Musik, entweder in periodischen Zwischenräumen erfolgen oder 
ihrer Zahl nach im voraus feststehen (bei den meisten Vereinen), die 
Anstalt also bei den meisten Bezugsberechtigten berechnen kann, wie 
viele Programme sie zu erwarten hat, so ist hierdurch eine ziemlich 
vollständige Kontrolle ermöglicht. Sind die Programme mit der Nummer 
des Einsenders und der Beiziffer, wodurch jedes genügend individuali- 
siert ist, versehen, gelangen sie in die mit der Berechnung der 
Gebührenanteile betraute Abteilung. Hier werden zunächst alle bei der 
Berechnung nicht in Betracht kommenden Werke durchgestrichen, dann 
die Programme seriöser (hochbezahlter) Aufführungen und diejenigen 
von Aufführungen der Unterhaltungsmusik getrennt, und die ersteren zur 
Kenntlichmachung mit einem Stempel versehen. Auch die Berechnung 
der beiden Gattungen selbst wird völlig getrennt von verschiedenen 
Beamten verrichtet, sodaß sie sich in ihr Spezialgebiet rascher und 
gründlicher einarbeiten können. An diese gelangen die Programme 
jetzt ; sie suchen für die nicht durchgestrichenen Werke die entspre- 
chende Verrechnungskarte heraus. Jedes angemeldete Werk ist nämlich 
auf einer besonderen Karte verzeichnet ; diese Karten alphabetisch hinter- 
teinander aufgestellt ermöglichen ein sofortiges Finden des gesuchten Werkes. 
Oben in der Mitte der Karte befindet sich der Name des Werkes, in der 
einen Ecke die Namen des Komponisten, Verlegers, eventuell des Text- 
dichters und Bearbeiters, in der anderen Ecke die den Wert des Werkes 
repräsentierende Punktzahl. Der Rest der Karte ist in mit laufenden 
Nummern versehene Karres eingeteilt. In diese werden die das Pro- 
gramm bezeichnenden Ziffern (Vertragsnummer und Beiziffer) eingetragen. 
In jedem ausgefüllten Karre befinden sich somit drei Zahlen: die lau- 
fende Nummer des Karres und die beiden das Programm individuali- 
sierenden Ziffern. Durch diese drei Zahlen läßt sich i. in wenigen 
Augenblicken feststellen, wieviel Male das betreffende Werk aufgeführ 
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worden ist, 2. durch Nachschlagen der Programme ermitteln, wo und 
von wem das Werk aufgeführt worden ist und schließlich 3. wieviel 
Male es von demselben Grebührenpflichtigen aufgeführt worden ist. Daß 
diese leicht und vollständig mögliche Kontrolle nicht nur für die An- 
stalt, sondern auch besonders für die Verleger von größtem Wert ist, 
bedarf keiner Darlegung. 

Nach vollzogener Eintragung in die Verrechnungskarten werden die 
Programme, nach den Einsendern geordnet, in Schränken aufbewahrt, 
wo sie, wenn man ihrer als Beleg bedarf, jederzeit zur Hand sind. Die 
Aufbewahrung geschieht ein bis zwei Jahre. 

4. Die Berechnung und Verteilung der Anteile. 

Zunächst ergäbt sich die Frage, welche Werke denn eigentlich bei der 
Berechnung der Anteile in Betracht kommen. Wenn einmal, was in nicht 
langer Zeit bestimmt zu erwarten ist, alle Tonsetzer und Verleger — mit 
verschwindenden Ausnahmen vielleicht — Bezugsberechtigte der Anstalt 
sein werden, wird die Anstalt alle musikalischen Aufführungsrechte in 
ihrem Besitz vereinigen und in dem vollen Umfange, den das Gesetz ein- 
räumt, verwerten können. Da dann jedes geschützte Werk zu den Ein- 
nahmen der Anstalt beiträgt, ist auch jedes bei der Verteilung der Gewinne 
in Betracht zu ziehen. Für die Übergangszeit dagegen liegen die Ver- 
hältnisse nicht so einfach, hier haben wir vielmehr verschiedene Gruppen 
zu unterscheiden. 

a) Ohne weiteres ist der Anspruch auf Verrechnung klar bei den- 
jenigen Werken, deren Urheber wie Verleger Bezugsberechtige der An- 
stalt sind. Diese haben die ihnen gehörenden Aufführungsrechte der 
Anstalt übertragen, die Anstalt befindet sich tatsächlich im Besitz des Auf- 
führungsrechts und kann es verwerten. Erzielt sie Einnahmen, so ist 
das betreffendie Werk die Ursache derselben. 

b) Sehr häufig kann es dagegen in der Übergangszeit vorkommen, 
daß ein Komponist der Anstalt angehörte, der vor ihrer Eröffnung seine 
Werke, oder einen Teil, einem Verleger übergeben hat, der sich jetzt 
weigert, der Anstalt beizutreten. Da der Komponist nicht die Macht hat, 
wieder in den Besitz der unter der alten Gesetzgebung dem Verleger zu- 
gefallenen Aufführungsrechte zu gelangen, kann er sie auch nicht der 
Anstalt übertragen, diese sie also auch nicht verwerten. Mithin sollten 
eigentlich nur diejenigen Werke des Tonsetzers verrechnet werden, deren 
Aufführungsrechte der Anstalt tatsächlich zustehen. Nun ist aber die 
Bestimmung getroffen worden, daß doch die früheren Werke — deren 

4* 
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Besitzstand bei der Unklarheit der alten Verträge meist nur schwer zu er- 
mitteln ist — mit verrechnet werden sollen, wenn der Komponist sie ange- 
meldet hat. Man könnte hier von einer Benachteiligung derjenigen Kom- 
ponisten reden, die alle ihre Aufführungsrechte auch wirklich selbst be- 
saßen und der Anstalt übertragen haben. Aber man muß an den genossen- 
schaftlichen Charakter der Anstalt denken, wo die glücklichen Kompo- 
nisten freiwillig zugunsten ihrer Berufsgenossen auf einen eigentlich 
ihnen gebührenden Gewinnanteil verzichten, zumal ja in diesem Fall ein 
Verschulden nicht vorliegt. Außerdem gleicht sich dies dadurch aus, daß 
die meisten der älteren und erfolgreichen Komponisten mit einem Teil ihrer 
Werke sich in der gleichen Lage befinden. 

c) Das Gleiche ist zur Rechtfertigung der Bestimmung zu sagen, daß- 
auch die Werke, deren Aufführungsrechte vor der Eröffnung der Anstalt 
mangels des gesetzlichen Vorbehalts erloschen und, da der außenstehende 
Verleger dem zur Anstalt gehörenden Komponisten dessen nachträgliche 
Anbringung nicht gestattet, nicht wirtschaftlich verwertet werden können,, 
mit verrechnet werden sollen. Zudem wurde bei Gründung der Anstalt 
mit der sicheren Erwartung gerechnet, daß alle namhaften Verleger sich 
der Anstalt anschließen und, daß damit solche Konflikte zwischen Ver- 
legern und Komponisten bedeutungslos würden — eine Erwartung, die 
sich im großen ganzen jetzt schon erfüllt hat. 

d) Verrechnet werden diejenigen Werke, welche der Verleger der 
Anstalt übertragen, auch wenn der Urheber der Anstalt nicht angehört; 
sofern der Verleger der Eigentümer des Aufführungsrechts war, steht 
dieses jetzt der Anstalt zu, ist es somit auch für sie verwendbar. Hier 
steht dem Verleger sein Anteil als Entschädigung für das abgetretene 
Recht zu. 

e) Nicht berücksichtigt werden selbstverständlich diejenigen Werke,, 
•die zwar geschützt sind, die aber weder durch Tonsetzer, noch durch Ver- 
leger der Anstalt übertragen, daher für sie auch nicht verwendbar sind. 

Die Berechnung der Anteile findet einmal jährlich statt und geschieht 
in folgender Weise: Auf jeder Verrechnungskarte wird die Anzahl der 
Aufführungen (welche die laufende Ntunmer des zuletzt ausgefüllten 
Karrees angibt) unter den dem Werke zugesprochenen EinSchätzungswert 
geschrieben. Durch Multiplikation erhält man die auf das Werk ent- 
fallende Gesamtpunktzahl (welche auch auf der Karte vermerkt wird), 
diese wird in vier Teile zerlegt, drei davon dem Tonsetzer (resp. seinen 
Erben oder bei nachgelassenen Tonwerken dem Übertrager des Auffüh- 
rungsrechts), einer dem Verleger zugeschrieben. Bei Vokalwerken erhält 
der Tonsetzer nur zwei Teile, der dritte fällt dem Textdichter zu. 
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Ist ein gesetzlich zulässiger Bearbeiter vorhanden (der eine künst- 
lerische Neuschöpfung geschaffen), so muß der Tonsetzer auf einen Teil 
zu dessen Gunsten verzichten. Diese Teilbeträge werden auf der Ver- 
rechnungskarte neben den Namen des Tonsetzers, Verlegers, Textdichters 
und Bearbeiters eingezeichnet. Ist der Tonsetzer resp. die Erben eines 
verstorbenen (Fall a) oder der Verleger (Fälle b und c) nicht bezugsbe- 
rechtigt, so wird deren Anteil als außerordentliche Einnahme der Anstalt 
gut geschrieben. Durch Addition der ihm für die einzelnen Werke gut- 
geschriebenen Anteile erhält man für jeden Tonsetzer, Verleger, Text- 
dichter und Bearbeiter die Gesamtzahl der auf ihn entfallenden Punkte. 
Der durch einen Punkt repräsentierte Geldwert ergibt sich aus der Divi- 
sion des für die Verteilung in Betracht kommenden Kassenbestandes 
(vgl. S. 66) durch die Gesamtzahl der Punkte. Je größer daher die An- 
zahl der Punkte ist (das bedeutet je mehr Aufführungen von Werken der 
Bezugsberechtigten zu verrechnen sind), desto geringer muß bei gleicher 
Verteilungssumme der Wert eines Punktes sein. Während er bei der Ab- 
rechnung des ersten Geschäftsjahres die abnorme Höhe von 5 Pf. hatte, 
sank er am Ende des zweiten schon auf 0,8, im dritten auf 0,5, worin sich 
die Zunahme der zu verrechnenden Werke äußert, denn je weniger Be- 
zungsberechtigte, desto höher der Wert eines Punktes, desto größer ihre 
Einnahmen. Allerdings wechseln mit der Anzahl der Bezugsberechtigten 
auch die Einnahmen, aber nicht unbedingt in proportionaler Weise, und 
kann man vielleicht hierin auch den Grund sehen, warum die Ansalt es 
nicht besonders eilig hatte, den außenstehenden Verlegern entgegenzukom- 
men. Aus dem Wert des einzelnen Punktes und der Zahl der Punkte der 
einzelnen Bezungsberechtigten ergeben sich deren Gesamtanteile aus der 
laufenden Abrechnung. Jedem Bezugsberechtigten wird für den auf ihn 
entfallenden Betrag eine Anweisung zugestellt. Diese wird ihm an der 
Kasse der Anstalt eingelöst. Versäumt er die Einlösung, od'er ist seine 
Adresse nicht zu ermitteln, so gilt der Betrag nach Ablauf des dem Ab- 
rechnungsjahre folgenden Geschäftsjahres als der Anstalt verfallen. Mit 
der Anweisung erhält jeder Bezugsberechtigte eine Abrechnung über die 
auf ihn entfallenden Anteile und als Beleg eine Aufstellung seiner aufge- 
führten Werke nebst Angabe der auf die einzelnen Werke entfallenden 
Anteile. Außerdem laut Berechtigungsvertrag einen Geschäftsbericht über 
das abgelaufene Geschäftsjahr. 

Diese Methode, nach der zuerst die Gesamtheit der Anteile berechnet 
wird, und hieraus erst die auf jeden einzelnen entfallenden (wobei der 
Wert jedes Werkes ein für allemal feststeht), stellt einen großen Fort- 
schritt gegenüber der bei der französischen Gesellschaft üblichen Methode 
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dar. Diese berechnet aus den von den Tributpflichtigen vereinnahmten 
Tantiemen quartalweise die auf jedes einzelne Programm kom- 
mende Gesamtgebühr, hiervon wird der für Verwaltungskosten, sowie für 
die Unterstützungs- und Pensionskasse festgesetzte Prozentsatz abge- 
zogen, der Rest — die zur Verteilung bestimmte Summe — wird durch die 
Gesamtzahl aller Einheiten des Programms dividiert und dann der Anteil 
jedes an dem Programm beteiligten Bezugsberechtigten berechnet. Dieses 
Verfahren verursacht sehr viel mehr Arbeit und ist lange nicht so über- 
sichtlich, vor allem aber nicht so gerecht, da die Höhe der auf jeden ein- 
zelnen entfallenden Gebühren durch die aus jedem Programm sich er- 
gebenden stets wechselnden Einnahmen und durch die zufällige Zu- 
sammensetzung der einzelnen Programme — nicht durch die Gesamtzahl 
der Aufführungen — bestimmt wird. 



5. Die Gebührenpflichtigen. 

Gebührenpflichtig ist jeder Veranstalter einer öffentlichen Auffüh- 
rung eines Tonwerkes, zu der nach Maßgabe des Gesetzes eine Genehmi- 
gung des Berechtigten erforderlich ist (§27 G.O.). Es kommen demnach 
in Betracht: i. Theater und Varietes (für Gesangseinlagen, Bühnenmusik, 
Zwischenaktsmusik, Pantomimen, Revuen, Ausstattungsstücke) ; 2. Kon- 
zertinstitute und Konzertvereine; 3. ausübende Künstler (Solisten wie 
Gruppen: Trios, Quartette usw.) ; 4. Konzertuntemehmer ; Agenturen und 
Saalbesitzer (nur wenn sie selbst Unternehmer sind), vor allem aber auch 
Gastwirte, Hotelbesitzer usw., die in ihrem Gewerbebetrieb öffentliche 
Aufführungen veranstalten; 5. Vereine (soweit diese öffentliche Konzerte 
oder sonstige musikalische Aufführungen veranstalten) : Männergesang- 
vereine, gemischte Chorvereine, Frauenchöre, Orchestervereine, aber auch 
alle Vereine, die nur gelegentlich eine Aufführung (meist Unterhaltimgs- 
musik) veranstalten, ohne daß es zu ihrem Wesen gehört, wie Klubs, 
Turnvereine, Feuerwehrvereine usw.; 6. Kapellen: Hofkapellen, Militär- 
kapellen, städtische Kapellen, Kur- und Badekapellen, Privatkapellen bis 
herab zu Zigeunerkapellen, Damenkapellen, Hauskapellen (von Vergnü- 
gungslokalen, öffentlichen Ballokalen usw.), Zirkus- und Schaubuden- 
kapellen, Meß- und Jahrmarktsmusik ; 7. endlich alle jene der Musik sich 
weihenden (sie nur zu oft entweihenden) und von ihr lebenden, oft ein 
kümmerliches Dasein fristenden Privatmusiker, die manchmal allein (be- 
sonders Klavier, Geige, Zither, Harmonika), dann wieder zu Gruppen 
vereint (man denke an die in Berlin, München und anderen Städten exi- 
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stierenden Musike|:börsen^), bei allen Bällen, Bierabenden, Hochzeiten, 
Tanzkränzchen, Familienfesten usw. aufspielen. Aber apch biedere Hand- 
werker, Beamte und sonstige, die die Musik nur als Nebenbescliäftigimg 
betreiben; 8. die das Pendant zu den Priyatmusikem bildenden Sänger, 
wie sie in Cafes, Chantants, Kneipen usw. sich hören lassen. 

Kurz, der blinde, alte Mann, der an der Straßenecke stehend, auf 
elendem Instrument den letzten Schlager kratzt, veranstaltet in derselben 
Weise eine „Aufführung" eines genehmigungspflichtigen Werkes wie der 
gefeierte Künstler, der im Konzertsaal die neueste Schöpfung des ersten 
Komponisten zu Gehör bringt. Nach dem Buchstaben des Gesetzes aber 
ist jeder, der ein geschütztes Werk aufführen will, an die Erlaubnis des 
Komponisten gebunden, jetzt also an die der Anstalt, welche ihre Zusage 
von der Zahlung einer Gebühr abhängig macht. Mithin wäre jeder Ver- 
anstalter einer musikalischen Darbietung, möge es ein reiches Konzert- 
institut oder ein „Schnorrant" sein, mögen sich die Einnahmen nach Tau- 
senden von Mark oder nach Pfennigen berechnen, der Anstalt tribut- 
pflichtig. Dies tritt glücklicherweise nicht in voller Strenge in Wirksam- 
keit und es besteht auch keine Gefahr, daß es je eintreten könne. Denn 
schon rein technische, vor allem aber soziale Gründe sind es, die die An- 
stalt an einer schädlichen Ausdehnung ihrer Tätigkeit hindern und die 
Zahl der für ihre Steuer in Betracht Kommenden beschränkt. 

Wenn es schon kaum möglich ist, eine lückenlose Aufstellung aller 
der verschiedenen Gruppen zu geben, die aus der Aufführung musikali- 
scher Werke eine Einnahme erzielen, so muß es als völlig aussichtslos er- 



i) Diese Börsen sind (wie schon der Name an die französiscnen bourses 
de travail erinnert) Stellen -Vermittlungsbureaus, bei der sich die beschäftigungs- 
losen Zivilmusiker wie andererseits Wirte, Balllokalbesitzer u. s. w. melden. Be- / 
sonders bemerkenswert ist die Art der Stellenvergebung. Meist wird ja nicht ein 
einzelner Musiker, sondern ein Ensemble von 3—4 Mann und mehr gewünscht. 
Dieses Ensemble wird nun nicht etwa von dem Vorstand der Börse zusan)menge- 
stellt, sondern einer der stellesuchenden Musiker erhält (nach bestimmter Reihenfolge) 
den Auftrag zur Bildung. Er wählt sich seine Kollegen und gilt für den be- 
treffenden Abend als Kapellmeister und Unternehmer der Aufführung i. e. S., wie 
er auch einen doppelten Anteil am Verdienst beanspruchen kann. Den nächsten 
Abend ist er vielleicht Mitspielender und einer der heute Mitspielenden Kapell- 
meister. Da somit jeden Abend ein anderer als Kapellmeister und Veranstalter 
der Aufführung fungiert, ist es für die Genossenschaft unmöglich, sich an einen 
bestimmten zu halten. Ueber die Lage der Zivilmusiker vergl. die sonst vor- 
treffliche Arbeit von Walz „Die Lage der Orchestermusiker in Deutschland", 
Karlsruhe 1906, die aber großen Mangel an Objektivität, besonders in Beurteilung 
der Militärmusik zeigt. Vergl. auch das bei Walz S. 86 über die Börsen Ge- 
sagte. 
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scheinen, alle Aufführenden selbst namhaft zu machen. Es wird immer 
eine große Anzahl geben, von deren Existenz die Anstalt nie etwas er- 
fährt, geschweige denn von den Werken, die sie aufführen. Da es sich 
hier aber um die Ärmsten der Armen handelt (Bettler, herumziehende 
Straßensänger, Musikanten), die jeden Pfennig, den ihnen ihr Gewerbe 
einbringt, für das Notwendigste brauchen, so müßten sie schon aus sozialen 
Rücksichten von jeder Steuer befreit werden. 

Bei andern wieder könnte es zwar gelingen, ihre Namen festzu- 
stellen und bis zu einem gewissen Grade sie sogar zur Rechenschaft zu 
ziehen für die Werke, die sie aufführen, aber die dadurch verursachten 
Kosten würden in gar keinem Verhältnis zu den Einnahmen stehen. Viel- 
fach müßte die Anstalt mit Rücksicht auf deren kümmerliche Lage auch 
überhaupt auf solche verzichten. Dies gilt besonders von den Zivil- 
musikem (insofern sie selbständig, nicht unter einem Dirigenten zu einer 
Kapelle vereint auftreten). Dagegen sind die das Musizieren als Neben- 
beschäftigung treibenden Handwerker und niedem Beamten oft gar nicht 
schlecht gestellt (wie z. B. Feuerwehr-, Bergmanns-Kapellen usw.). Diese 
bilden für die Berufszivilmusiker übrigens eine Konkurrenz, die weit 
ungünstiger zu beurteilen ist als die der Militärmusiker, denn diese er- 
werben sich um die Güte der dem Volke gebotenen Musik zweifellose 
Verdienste. 

Diese beide Gruppen kann man als das Proletariat der Auf- 
führenden bezeichnen; ihr gehören der Kopfzahl nach die meisten an. 
Ihre Besteuerung — einige Leistungsfähige ausgenommen — wäre eine 
große Härte und von sozialpolitischem Standpunkt absolut verwerflich. 
Sie scheiden für die Tätigkeit der Anstalt vollständig aus. Alle übrigen 
Gruppen dagegen unterliegen grundsäztlich der Besteuerung. Damit ist 
freilich nicht gesagt, daß die Anstalt nicht im einzelnen Fall Befreiung 
von der Steuer eintreten lassen kann und soll, wie es überhaupt ihr Be- 
streben sein muß, mit größter Schonung besonders der der ernsten 
Musikpflege sich widmenden Institute vorzugehen. 

Die von der Anstalt mit den Gebührenpflichtigen abzuschließenden 
Verträge können zweierlei Form annehmen: 

I . Einzelverträge : Die Anstalt gewährt die Erlaubnis zur einmaligen 
Aufführung eines bestimmten Werkes gegen Entrichtung einer Gebühr 
(Einzelgebühr). Die Zahlung kann an die Kasse der Anstalt in Berlin 
oder an den lokalen Vertreter erfolgen. Diese Form wird gewählt, wenn 
es sich darum handelt, einem gelegentlichen Veranstalter einer Auf- 
führung die Genehmigung zu erteilen. Sie ist hier allein möglich, enthält 
aber für beide Parteien manche Nachteile. Für die Komponisten ist sie un- 




— 57 — 

gerecht, insofern die Einzelgebühr nur den erfolgreichen unter ihnen zu 
gute kommt. Da der Gebührenpflichtige genau weiß, für welches Werk 
er zu zahlen hat, wird er nur ein solches wählen, dessen Zugkraft ihm 
große Einnahmen und Entschädigung für die Steuer garantiert. Aber 
auch eine gerechte Behandlung der Gebührenpflichtigen ist unmöglich, 
da das System der Einzelgebühr nur in der Weise durchgeführt werden 
kann, daß die Erhebung nach der Giöße und Bedeutung des Werkes 
und weniger nach dem vor der Aufführung unmöglich richtig abzu- 
schätzenden finanziellen Ertrag der einzelnen Aufführung geschieht. Auf 
den ersten Blick scheint gerade ein solcher fester Gebührensatz für die 
einzelnen Werke den Forderungen der Gerechtigkeit am meisten zu 
entsprechen, in Wirklichkeit muß er aber, wenn allgemein angewandt, 
zu unerträglichen Härten führen, in dem die weniger Leistungsfähigen 
die gleiche Summe zu entrichten haben wie die Kapitalkräftigen, ein 
weitgehendes Individualisieren ist unmöglich. Dennoch sucht die An- 
stalt auch hier auf die besonderen Verhältnisse der einzelnen Rücksicht 
zu nehmen. Bei wohltätigen Zwecken dienenden, aber gesetzlich 
gebührenpflichtigen Veranstaltungen, begnügt sie sich mit der Forderung 
einer geringen Anerkennungsgebühr. Deshalb sucht die Anstalt mit 
Recht das Verständnis für die zweite Form zu wecken. 

2. Pausch vertrage : Die Anstalt gewährt die Befugnis, alle ihrem 
Bestände angehörigen Werke — ausgenommen sind Premieren über die 
der Komponist das Bestimmungsrecht sich vorbehalten — in beliebiger 
Wahl und Wiederholung aufzuführen gegen die Entrichtung einer jähr- 
lichen Gebühr (Pauschgebühr). Diese Form findet Anwendung, wo es 
sich um ständige Veranstalter handelt. Auf Einzelverträge, die ja an 
und für sich auch möglich wären, wenn z. B. ein Verein nur 3 oder 
4 Konzerte in der Saison gibt und seine Hauptaufgabe in der Pflege 
der klassischen Musik sieht, läßt sich die Anstalt grundsätzlich nur in 
besonderen Ausnahmefällen ein. Die Pauschverträge werden entweder 
für alle Aufführungen oder für eine festzusetzende Höchstzahl von Auf- 
führungen und auf ein bis höchstens fünf Jahre geschlossen. Eine Bin- 
dung auf längere Zeit wäre unangebracht, da ja die wirtschaftliche Lage 
des Gebührenpflichtigen Änderungen unterworfen ist. 

Die Pauschgebühren werden nämlich nicht nach einer festen Norm 
bestimmt, sondern mit jedem einzelnen Veranstalter besonders verein- 
bart, wobei im allgemeinen dessen wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
massgebend ist. Um diese genau kontrollieren zu können, sendet ihm 
die Anstalt einen Fragebogen, in dem über alle ausschlaggebenden Fak- 
toren Auskunft verlangt wird. Die Fragebogen variieren etwas je nach 
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der Kathegorie, der der Kontrahent angehört; die Hauptpunkte sind 
folgei^de: i. der Wohnsitz. (In einer Großstadt sind die Einnahmen 
gi;ößer als in einer Mittel- oder Klein-Stadt; die Militärkapelle einer 
Garnisonsstadt verdient unter Umständen weniger als die einer kleineren 
Stadt, wo sie ohne Konkurrenten ist, diese wieder weniger ajs eine 
Kapelle der Großstadt). 2. Zahl der Mitglieder. Bei auf Erwerb, 
spielenden Kapellen ergibt sich hieraus, wie viele an den Einnahmen 
beteiligt sind. Hier ist wieder von Bedeutung, ob auf Rechnung des 
Dirigenten, der Kapelle oder auf Teilung oder auf Rechnung eines 
Unternehmers gespielt wird. Besonders wichtig ist bei Vereinen und 
Gesellschaften die Zahl der aktiven und vor allem auch der passiven 
Mitglieder, sie lässt auf die dem Verein evtl. zu Gebote stehenden Sub- 
ventionen schließen. 3. Durchschnittliche Zahl der jährlichen musi- 
kalischen Aufführungen mit Angabe, um welche Arten es sich handelt. 
4. Durchschnittliche Bruttoeinnahme eines Jahres (Mitgliederbeiträge ge- 
trennt anzugeben), wobei Nebeneinnahmen aus Garderobe, Programm- 
verkauf, Zinsen usw. mit einzurechnen sind. 5. Durchschnittlicher Jahre^- 
betrag der Ausgaben für musikalische Aufführungen. 

Trägt der Kontrahent Bedenken, den Fragebogen auszufüllen, kann 
er auch brieflich die erforderlichen Angaben machen. Es kommt der 
Anstalt nur darauf an, die individuellen Verhältnisse jedes Falles ge- 
recht würdigen zu können. Denn gerade auf diesem Gebiet ist aus der 
blossen Angabe eines Reingewinns oder Defizits gar nichts zu ersehen, 
da ja die der ernsten Musikpflege Dienenden zumeist gar nicht einen 
Gewinn beabsichtigen. Die Einnahmefrage ist nur bei den die Musik 
als Gewerbe Betreibenden entscheidend; bei einem Konzertinstitut oder 
Verein dagegen die Ausgaben, die er sich für Dirigenten, Orchester 
oder Solisten gestatten kann. Soll eine Gesellschaft, die für den Inter- 
preten eines Werkes große Summen ausgibt, nicht auch eine kleine 
für seinen Schöpfer opfern können, selbst wenn sie ein jährliches Defizit 
zu verzeichnen hat? 

Die Höhe der Pauschgebühr beträgt bei Konzertgesellschaften und 
Vereinen grundsätzlich i — 2 % der Ausgaben oder Einnahmen (jeweils 
des größeren Postens). Befindet sich der Veranstalter in schwierigen 
finanziellen Verhältnissen — nicht gehört hierher ein Institut, das jedes 
Defizit durch reiche Privatmittel leicht decken kann — tritt eine Ermäßi- 
gung, erzielt er einen wesentlichen Gewinn, tritt eine Erhöhung des Ge- 
bührensatzes ein ; letztere darf nicht mehr als 2 % betragen, was auch nuf 
in den seltensten Fällen eintritt. Diese Berechnung mögen zwei der Denk- 
schrift der Genossenschaft von 1904 entnommene Beispiele erläutern : Eine 
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Musikkapelle hat ein Ausgabeetat vcmi 9000 Mark und eine Einnahme von 
H 000 Mark, i % Gebühr von der Einnahme würde iio Mark betragen. 
Da der Veranstalter aber einen Reingewinn von 2000 Mark erzielt, wird 
die Gebühr um i % erhöht, woraus sich als Pauschgebühr 130 Mark ergibt. 

Betragen umgekehrt die Ausgaben 12 000 Mark, die Einnahmen da- 
gegen 9000, so würde die nach den Ausgaben berechnete prozentuale Ge- 
bühr 120 Mark betragen. In Anbetracht des Defizits von 3000 Mark aber 
würde die Gebühr um i % derselben ermäßigt, woraus sich eine Pausch- 
gebühr von 9oMark ergibt. 

Abgesehen von der wirtschaftlichen Lage wirken noch andere Um- 
stände mitbestimmend auf die Höhe der Pauschgebühr ein. Ergabt sich 
z. B. aus dem Charakter eines Vereins, daß er sich als Hauptzweck die 
Pflege der klassischen Musik setzt, somit nur verschwindend wenig ur- 
heberrechtlich geschützte Werke zur Aufführung bringen wird, so ist die 
Pauschgebühr bedeutend zu ermäßigen, wozu noch eine weitere Er- 
mäßigung tritt, wenn seine finanzielle Lage eine schwierige ist. 

Bei gewerblichen Veranstaltern, denen gegenüber es undurchführbar 
ist, den gesamten Umsatz des Unternehmen« in Rechnung zu stellen, wird 
die Pauschgebühr in einem bestimmten Verhältnis zu dem für die Musik 
aufgewendeten Betrage berechnet. So bei Kur- und Badeverwaltungen 
mit 6 % des Orchesteretats. Hiemach hat z. B. eine Kurverwaltung mit 
einem Jahresorchesteretat von 20 000 Mark eine Pauschgebühr vcxi 1200 
Mark zu entrichten, wobei zu bedenken i«t, daß es sich in solchem Falle 
um mehrere hundert Aufführungen handelt, und daß Kurverwaltungen 
oft für ein einziges Feuerwerk, eine italienische Nacht oder derartige 
Unterhaltungszwecke viele hundert Mark zu „verpulvem" in der Lage 
sind. 

Bei Gastwirten, Saalbesitzem u. dergl. wird die Gebühr nach einem 
besonderen Tarif mit Durchschnittssätzen für die einzelne Aufführung 
berechnet. Für die einzelnen Positionen ist — einem aus den Kreisen der 
Gastwirte selbst aufgestellten Vorschlage zufolge — bestimmend, ob es 
sich um eine große, mittlere oder kleine Stadt handelt, ob um ein Etablis- 
sement ersten, zweiten oder dritten Ranges, ob um ein größeres oder klei- 
neres Ensemble von Musikern usw. 

Nur durch eine derartige auf alle Verhältnisse sorgfältig Rücksicht 
nehmende Methode der Gebührenberechnung sind auch die Bedenken zu 
beseitigen, die sich anfangs unter den Gebührenpflichtigen gegen die 
Pauschgebühren geltend machten. Sie wollten nicht, wenn sie nur die 
Aufführung von ein oder zwei geschützten Werken im Jahr beabsichtigten, 
eine dafür hohe Pauschgebühr zahlen und sahen in den Pauschver- 
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trägen nur ein Mittel der Anstalt, sie zu übervorteilen. Allerdings haben 
diese Bedenken inzwischen schon deshalb ihre Berechtigung verloren, 
da b^ dem großen Bestand von Werken, über den die Anstalt nunmehr 
verfügt, es sich für die Gebührenpflichtigen immer, seltene Fälle ausge- 
nommen, um die Genehmigung für eine größere Anzahl von Werken han- 
delt. Die Vorteile der Pauschverträge sind für beide Parteien so bedeu- 
tend, daß das Bestehen ddr Anstalt auf dem Abschluß von solchen seine 
volle Berechtigung hat. Da die Pauschgebühr zur Aufführung sämt- 
licher geschützter Werke der Anstalt berechtigt, braucht sich die An- 
stalt nicht darum zu kümmern, welche Werke im einzelnen zur Auffüh- 
rung gelangen, während den Kontrahenten der Einzelverträge gegenüber 
immer noch eine scharfe Kontrolle erforderlich wäre, ob sie nicht auch 
noch andere zum Bestand der Anstalt gehörige Werke ohne Einholung 
der Genehmigung aufführen. Der hierzu nötige große Kontrollapparat 
würde die Verwaltungskosten der Anstalt so erhöhen, daß, um eine Ver- 
ringerimg der Anteile der Bezugsberechtigten zu vermeiden, die Gebühren 
erheblich erhöht werden müßten. 

Für die Komponisten ist es von höchster Bedeutung — und zwar 
gerade für die Vertreter der ernsten Muse — daß der Veranstalter nicht 
in jedem Fall ängstlich abwägt, ob die Einnahmen auch die Kosten der 
Genehmigung rechtfertigen werden. Ja, es hat sich gezeigt, daß — nach 
anfänglicher Stockung — die Pauschverträge geradezu fördernd auf die 
Aufführung geschützter Werke einwirken, da viele Veranstalter von dem 
Bestreben geleitet werden, die doch einmal gezahlte Pauschgebühr nun 
auch voll auszunützen. 

Für die Veranstalter von Aufführungen wäre es aber ein geradezu 
unhaltbarer Zustand, bei der Aufstellung ihrer Programme für jedes Werk 
nachschlagen zu müssen, ob es nicht ein geschütztes ist, womit, besonders 
in der Übergangszeit, ja auch noch nicht gesagt ist, daß es zum Bestand 
der Anstalt gehört. Das System der EinzMverträge müßte somit zu end- 
losen Schreibereien zwischen der Anstalt und den Veranstaltern führen, 
zuerst zwecks Feststellung des Tatbestandes und dann eventuell zwecks 
Abschluß des Vertrags. Nun werden aber gerade zahlreiche Institute 
und Vereine von Männern ehrenamtlich geleitet, die zu einer solch um- 
ständlichen Korrespondenz weder Zeit noch Lust haben. Für die Anstalt 
wäre eine Erhöhung der Verwaltungskosten die Folge. Und wie, wenn 
im letzten Augenblick sich die Notwendigkeit einer Programmänderung 
ergibt und Verhandlungen nicht mehr geführt werden können? 

Die vollständige, für jeden Aufführenden unerläßliche Bewegungs- 
freiheit ermöglichen somit allein die Pauschverträge. So bilden denn 
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auch die Erträge der Pauschverträge die Haupteinnahmen der Anstalt; 
sie betrugen im ersten Geschäftsjahr 51 456,60 M., denen nur 5263,19 M. 
als Einnahmen aus Einzel vertragen gegenüberstanden. Und daß sogar 
dies Verhältnis sich in erfreulicher Weise zugunsten der Pauschverträge 
verbessert, zeigt ein Vergleich der drei ersten Geschäftsjahre. Während 
die Einnahmen aus den Pauschverträgen im zweiten Jahr auf 73 069,08 M. 
stiegen (Steigerung um 43 %), stiegen die aus den Einzelverträgen nur 
auf 6522,48 M. (Steigerung um 25 %). Im dritten Jahr hat sich das 
Verhältnis noch dahin entwickelt: Einnahmen aus Pauschverträgen 
86 147,52 M., aus Einzelgenehmigungen 6673,33 M- 

Außer der pränumerando, event. in Raten zu zahlenden Pauschal- 
summe (inkl. gesetzlicher Stempelgebühr) leg^ der Vertrag den Gebüh- 
renpflichtigen noch folgende Verpflichtungen auf: 

I. In Fällen, wo die Genehmigung nicht für alle, sondern nur für 
eine bestimmte Zahl von Veranstaltungen erworben wird, ist für jede 
weitere die Höchstzahl überschreitende Aufführung eine Einzelgebühr 
zu entrichten. Die Zahlung hat spätestens eine Woche nach der Auffüh- 
rung zu erfolgen. 

2. Spätestens am Schlüsse jeden Mc«iats oder der Saison sind die Pro- 
gramme sämtlicher von ihm veranstalteten Aufführungen unter Angabe 
der Titel der Werke, der Namen der Tonsetzer und soweit als möglich, 
der Textdichter an die Anstalt in Berlin resp. ihre Vertreter einzusenden 
und zwar, wenn der Gebührenpflichtige nicht gedruckte Programme aus- 
gibt, unter Benutzung der von der Anstalt zur Verfügung gestellten For- 
mulare. Die rechtzeitige und vollständige Einsendung der Programme 
ist nicht einer Aufführungskontrolle, sondern lediglich der Verrechnung 
wegen erforderlich, da sonst der auf jedes einzelne tatsächlich aufgeführte 
Werk entfallende Gebührenanteil nicht ordnungsmäßig an die Bezugs- 
berechtigten verrechnet werden kann. 

3. Bei den Aufführungen nur rechtmäßiges Notenmaterial zu be- 
nutzen. Mit dieser Bestimmung will die Anstalt, soweit es ihr möglich 
und mit ihren Interessen vereinbar ist, den Verlegern einen Dienst er- 
weisen. Hierzu ist sie insofern verpflichtet, als der Verleger, der nicht 
mehr über das Aufführungsrecht zu verfügen hat, damit auch die Hand- 
habe verloren hat, den Erwerb des Notenmaterials von ihm zu erzwingen. 
Als Ersatz können allerdings schon die Anteile am Ertrag des Auf- 
führungsrechts selbst gelten. Immerhin geht die Anstalt überall, wo das 
Gesetz sie unterstützt, wenn es nötig ist auf dem Wege des Prozesses, 
gegen den mit unrechtmäßig erworbenem Material getriebenen Unfug vor. 
Das gilt namentlich von der Verwendung geschriebener Noten und auch in 



— 62 — 

Fällen des widerrechtlichen, d. h. vom Verleger vertragsmäßig verbotenen 
Verleihens des Notenmaterials. 

4. Die Werke angemessen aufzuführen und gegebenenfalls der für 
die Erstaufführung eines Werkes vorgeschriebenen, sowie d«n andern auf 
dem Notenmaterial ausdrücklich vermerkten besonderen Anweisungen bei 
der Aufführung nachzukommen. Bei dieser Bestimmung handelt es sich 
nur um Ausnahmevorschriften für ganz besondere Werke. 

5. Der Anstalt oder einem bevollmächtigten Vertreter ist auf Ver- 
langen ein angemessener Platz für jede Aufführung zur Verfügung zu 
stellen. Die französische Gesellschaft verlangt sogar, daß ihren Agenten 
nicht hur zu jeder Aufführung freier Zutritt gewährt werde, sondern sogar 
eine Reihe weiterer Plätze (2 — ^4) zur beliebigen Disposition gestellt wer- 
den, was entschieden übertrieben und nicht zu rechtfertigen ist. 

Kömmt der Grebührenpflichtige seinen Verpflichtungen nicht nach, 
kann ihm die Anstalt die Zahlung einer Vertragsstrafe auferlegen oder mit 
sofortiger Wirkung vom Vertrage zurücktreten. Der Vertrag ist spä- 
testens einen Monat vor seinem Ablauf zu kündigen, andernfalls er für 
auf ein weiteres Jahr verlängert gilt. 

Der Vertrag gilt ausschließlich für den vertragschließenden Gebüh- 
renpflichtigen, eine Rechtsnachfolge auf seiner Seite bedarf der Genehmi- 
gung der Anstalt. Im Falle eines Rechtsstreites ist das Amtsgericht 
Berlin-Mitte bezw. das Landgericht I Berlin die allein zuständige Instanz. 

In der Zentrale werden die eingehenden Verträge mit laufenden 
Nummern versehen und dann im Kassenschrank aufbewahrt. Nach den 
Nummern werden sie in das Vertragsbuch eingetragen. Außerdem werden 
die Verträge noch nach dem Datum der Fälligkeit der Zahlungen in eines 
der vier Quartalfälligkeitsbücher eingetragen, aus denen für jeden ein- 
zelnen Monat die fälligen Zahlungen aller Verträge jeweils rasch zu er- 
mitteln sind. Da es für die Anstalt sehr wichtig ist, jederzeit darüber 
orientiert zu sein, mit welchen Gebührenpflichtigen bereits Verträge ab- 
geschlossen sind, welche Vereinbarungen diese Verträge enthalten, welche 
Zahlungen bereits geleistet und welche noch zu leisten sind, welche Ver- 
träge eventuell zu kündigen oder zu erneuem sind usw., ist der Inhalt der 
Verträge nochmals auf Registerkarten wiederholt, und zwar erstreckt sich 
dieses Kartensystem auf eine alphabetische Ordnung aller Namen von 
Kontrahenten,, auf eine Ordnung nach ihren Wohnsitzen und auf eine 
Ordnung ihrer Konten. 

Für jeden Gebührenpflichtigen ist eine (rote) Mappe vorhanden, in 
der die mit ihm geführte Korrespondenz aufbewahrt wird. 
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6. Die Kontrolle der Aufführungen und die 

Rechtsverfolgung. 

Die Geltendmachung ihrer Rechte gelingt der Anstalt nur in der 
Weise, daß sie die Aufführungen aller gebührenpflichtigen Veranstalter 
einer scharfen Kontrolle unterwirft. 

Was die Pfleger der ernsten Musik betrifft (Musikinstitute, Gesell- 
schaften, Vereine, Orchester, Solisten, auch die hier in Betracht kommen- 
den Agenturen und Saalbesitzer), so haben sie, sobald sie sich einmal 
von der Berechtigung der Ansprüche der Anstalt haben überzeugen 
lassen, fast ausnahmslos Pauschalverträge mit der Anstalt abgeschlossen, 
die paar noch Zögernden werden es in kürzer Zeit tun. Ihnen gegen- 
über handelt es sich also nur noch um eine Kontrollierung der regel- 
mäßigen Programmeinsendungen. Für die gelegentlichen Veran- 
stalter ernster Musikauflführungen ist die Kontrolle nötig; nicht als ob 
sie sich ihrer Pflicht entziehen wollten, sondern weil sie in den meisten 
Fällen nicht daran denken oder sich gamicht bewußt sind, daß ihr Pro- 
gramm tributpflichtige Werke enthält. 

Weit wichtiger und zugleich schwieriger ist die Kontrolle der 
einer populären Musikpflege sich Widmenden. Einmal ist es hier für 
die Anstalt viel schwerer, Verständnis für ihre Bestrebungen zu erwecken. 
So haben sich lange die Militärkapellen, einen Erlaß des Königl. preuß. 
Kriegsministeriums mißverstehend, dem Abschließen von Verträgen 
widersetzt. Jetzt haben sie wie auch viele andere Kapellen und Or- 
chester nachgegeben und Pausch vertrage mit der Anstalt abgeschlossen. 
Zur Verzögerung hat hier einmal die Rechtsunsicherheit beigetragen, 
ob die geschützten Opern und Operetten entnommenen Nummern 
steuerpflichtig seien oder nicht, vor allem aber der zwischen der An- 
stalt und den außenstehenden Verlegern schwebende Streit. Auch 
fehlt es den meisten an gutem Willen , obgleich gerade sie dem 
Komponisten allein ihr tägliches Brot verdanken. Alle diejenigen, für 
die das Musikmachen ein reines Geschäft ist, werden sich jeder Ver- 
ringerung desselben, mag sie berechtigt sein oder nicht, auf jede mög- 
liche Weise zu entziehen suchen. Dazu kommt, daß in Deutschland 
noch nicht (wie in Oesterreich und Frankreich) ein gerichtliches Urteil 
vorliegt, welches die Besitzer von Varietes, Etablissements, Hotels, 
Restaurants, Cafes, Wirtschaften u. s. w. als die zur Zahlung der Ge- 
bühr für die in ihren Betrieben veranstalteten Aufführungen Verpflich- 
teten bezeichnet. Unter dem Vorwand, sie seien nicht unmittelbar an 
der Aufführung beteiligt, suchen sie die Verantwortung auf die Kapell- 
nieister oder gar auf die ausübenden Musiker abzuwälzen. Sie über- 
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sehen dabei, daß sie es ja sind, die den Hauptgewinn aus den Auffüh- 
rungen ziehen. Für die Anstalt können schon aus technischen Gründen 
die betreffenden Aufführenden selbst nur in zweiter Reihe in Betracht 
kommen, da sie, einmal hier einmal dort konzertierend gar nicht zu er- 
mitteln sind, und im besten Falle ein Prozeß bei ihren geringen Mitteln 
ohne Erfolg wäre. Während die größeren Etablissements vielfach trotz- 
dem gutwillig zum Abschluß von Pauschverträgen sich bewegen lassen^ 
bedarf es den übrigen gegenüber des schärfsten Druckes, wenn nicht 
gerichtlichen Zwanges. 

Die Anstalt geht hierbei in der Weise vor, daß sie die Auffüh- 
rungen des betreffenden eine Zeitlang kontrollieren läßt. Für jeden der 
Gebühr sich Entziehenden besteht ein besonderer Akt, indem das ihn 
belastende Material (Programme, Berichte u. s. w.) angesammelt wird. 
Ist genügend vorhanden, d. h. stellen die der Anstalt der Aufführungs- 
gebühren hinterzogenen Summen einen die Anstrengung eines Prozesses 
rechtfertigenden Wert dar, erhält der Schuldige eine Warnung vor 
weiteren widerrechtlichen Aufführungen. Bleibt diese und auch ein 
ausdrückliches Aufführungsverbot ohne Erfolg, beschreitet die Anstalt 
den Rechtsweg gegen ihn, nachdem der Rechtsausschuß seine Zu- 
stimmung dazu gegeben. 

Bei den von der Anstalt zu führenden Rechtsstreiten können wir 
zwei Gruppen unterscheiden. 

Ist die Anstalt als solche angegriffen, droht eine Schädigung ihrer 
selbst als Institution, so handelt sie als Verteidigerin höchsteigener Inter- 
essen. Dies wird z. B. stets der Fall sein, wo sie einem Bezugsberechtigtem 
gegenübertreten muß. 

Die meisten Prozesse führt die Anstalt dagegen gewissermaßen als 
bloße Vertreterin des betreffenden Bezugsberechtigten. Denn da der Be- 
rechtigte sein Aufführungsrecht voll und ganz an die Anstalt abtritt, nur 
über die Premiere kann er sich das Bestimmungsrecht vorbehalten, selbst 
somit auf jede Rechtsverfolgung im Falle einer rechts- oder vertrags- 
widrigen Aufführung seines Werkes verzichtet, ist die Anstalt laut Be- 
rechtigungsvertrag verpflichtet, diese für ihn eintreten zu lassen, aller- 
dings nur, „wenn und soweit eine Rechtsverfolgung im Interesse der von 
der Anstalt verfolgten Zwecke erforderlich erscheint". Es braucht sich 
hier also nicht immer um eiene materielle Benachteiligung zu handeln. 

Jeder Prozeß wird von dem Rechtsbeistand der Genossenschaft vor- 
bereitet, dann dem Rechtsausschuß zur Begutachtung und Genehmigung 
vorgelegt und endlich dem zuständigen Gericht übergeben. Dem einzelnen 
Bezugsberechtigten steht, auch wenn es sich um eines seiner Werke han- 
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delt, kein Einspruch oder Urteil zu. Er kann nur einen Antrag auf 
Rechtsverfolgung beim Vorstand stellen, wird dieser abgelehnt, hat er kein 
Recht, selbst gegen den Schuldigen vorzugehen (wie bei der französischen 
Gesellschaft. 

Rückblick. 

Wir haben im Eingang von der Anstalt gefordert, sie müsse, um 
berechtigt zu sein, eine vollständige wirtschaftliche Ausnützung des Ur- 
heberrechts an rein musikalischen Werken, wie es die Absicht des Gesetz- 
gebers gewesen sei, gewährleisten ; femer müsse sie es den Komponisten 
ermöglichen, auf dem Wege der Selbsthülfe das soziale Elend von ihren 
MitgUedem fernzuhalten ; und beides habe zu geschehen, ohne eine Stö- 
nmg im volkswirtschaftlichen Leben zu veranlassen. Bietet nun die An- 
stalt durch ihre Einrichtung und ihren Betrieb eine Gewähr für die Er- 
füllung dieser Forderungen? 

Unter vollständiger wirtschaftlicher Ausnutzung des Urheberschutzes 
ist natürlich nicht nur zu verstehen, daß materielle Werte aus dem Werk 
erzeugt werden, sondern daß sie auch in erster Linie dem zugute kommen, 
für den der Gesetzgeber sorgen wollte, dem Komponisten selbst, und 
keinem andern, weder Verleger noch Agent, und unter den Komponisten 
wieder jedem genau nach seinem Verdienst, d. h. dem Werte der von ihm 
der Anstalt eingebrachten Rechte entsprechend. 

Daß der Gewinn des Verlegers auf sein richtiges Maß beschränkt 
bleibt, erreicht die Anstalt durch den Teilungsmodus von drei zu einem 
Viertel. 

Immerhin wäre es möglich gewesen, daß die von den Veranstaltern 
für die Komponisten gebrachten Opfer gar nicht an diese gelangten. Auf 
diese große Gefahr wurde schon vor Gründung der Anstalt im Reichs- 
tag*) und auch später oft von den Gegnern hingewiesen, und darum ein 
Schluß auf ihre Unzweckmäßigkeit gezogen. So groß und unvermeidlich 
schien ihnen diese Gefahr, daß sie sich gar nicht die Mühe nahno^, die 
Einrichtungen der Anstalt erst einer Prüfung zu imterziehen, war ihnen 
doch die französische Gesellschaft ein Beweis für ihre Behauptung. 

Es läßt sich allerdings nicht bestreiten, daß dort der Verwaltungs- 
apparat, dieses enorme Agentennetz, einen großen Teil der Gebühren ver- 
schlingt. Wenn man erwägt, wie viele reine Geschäftsleute dort vcm den 
Gebühren leben, kann man allerdings die Befürchtung begreifen, die ge- 
rade die ersten Konzertinstitute und Vereine hegten, die Spende, die sie. 



i) Vergl. R. 48 S. v. 30. April 1901. 
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wenn auch vielleicht unter Opfern, doch mit Freude zu bringen bereit 
waren, um dem Komponisten, dem sie so manchen Genuß verdanken, ihre 
Erkenntlichkeit zu beweisen, möchte gar nicht diesem zugute kommen, 
sondern einem dem Musikleben sonst gleichgültig gegenüberstehenden 
Geschäftsmanne in der Gestalt eines Direktors oder Agenten zur Einr 
nahmequelle werden. Daß diese Furcht unbegründet ist, zeigen schon die 
drei ersten Jahresberichte der Anstalt. Obgleich vorläufig ja noch die 
Tilgungsraten der Einrichtungskosten mit zu den Verwaltungskosten 
hinzutreten, betrugen die Unkosten im Gründungs jähr nur 46,94 % der 
gesamten Einnahmen und sanken im zweiten Jahr auf 40,36 %, im dritten 
Jahr auf 35,19 % ^), Wenn man bedenkt, daß die Unkosten — der größte 
Teil wird durch den Agentendienst, der kleinere durch die Zentralstelle 
verursacht — der französischen Gesellschaft 49,50 % im Gründungsjahr 
1851/52 betrugen, für den Durchschnitt der ersten zehn Jahre nur noch 
36,10 % und so jedes Jahr annähernd in demselben Maße gesunken sind 
wie die Einnahmen gestiegen (im Jahrzehnt 1890/1900 ergab sich als 
Durchschnitt nur 22,92 %), so läßt sich für die Anstalt ein gleiches Sinken 
mit Sicherheit erwarten, ganz' abgesehen davon, daß die Tilgungsraten in 
verhältnismäßig kurzer Zeit in Fortfall kommen werden. 

Daß die Verwaltungskosten der Anstalt sogar wesentlich unter 
diejenigen der französischen Gesellschaft sinken werden, ergibt sich aus 
dem Umstand, daß es ihr gelungen ist, viele Schwerfälligkeiten, die sich 
im Laufe der Zeit in den Betrieb der französischen Gesellschaft einge- 
schlichen haben, zu vermeiden und so vor allem den überaus verwickelten 
Kontrollapparat wesentlich zu vereinfachen und von dem Formvorschrif- 
taiunwesen, das für Bezugsberechtigte wie Gebührenpflichtige belästigend, 
für die Gesellschaft sehr kostspielig ist, nur das Allernötigste beizube- 
halten. Diese Vereinfachung und Verbilligung des Betriebes wird haupt- 
sächlich durch dreierlei erreicht: i. die konsequent durchgeführte An- 
wendung des Pauschsystems, eine Kontrolle der einzelnen Aufführungen 
ist somit nur noch für die paar gelegentlichen Veranstalter nötig; ebenso 
ist eine wesentliche Vereinfachung der Buchführung die Folge; 2. das 
Blerechnungssystem der Anteile ; 3. die Einschränkung des Agentennetzes. 

i) Tatsächlich hat sich das Rechnungsergebnis für die Bezugsberechtigten 
noch günstiger gestaltet, da der Anstalt neben den ordentlichen Einnahmen, d. h. 
den Aufführungsgebühren, in jedem Jahre auch außerordentliche Einnahmen zu- 
fliessen, die sich nicht aus Aufführungsgebühren zusammensetzen, so daß die Be- 
zugsberechtigten an sich keinen Anspruch darauf haben. Diese außerordenllichen 
Einnahmen dienen gemäß § 19 G.O. in erster Linie zur Deckung der Verwaltungs- 
kosten. Infolgedessen waren die für Rechnung der Bezugsberechtigten erhobenen 
Aufführungsgebühren im ersten Jahre nur mit 45,83 Proz., im zweiten mit 
35,88 Pioz., im dritten Jahre mit 28,57 Proz. Verwaltungskosten belastet. 




. - 67, - 

Im Inlande ist es möglich, die Zahl auf ein Minimum zu beschränken, -da 
ja ihre Hauptaufgabe, die Ausübung der Kontrolle, bei den Pauschver- 
trägen wegfällt. Die Anstellung von Agenten im Auslande, die gerade 
der französischen Gesellschaft die meisten Kosten verursacht, ist für die 
Anstalt in den Hauptmusikländem nicht erforderlich, als sie ja mit den 
dort schon bestehenden Gesellschaften in einem Gegenseitigkeitsvertrag 
steht (Frankreich und Österreich). 

Somit kommt der Hauptertrag aus den Gebühren auch tatsächlich 
den Komponisten zugute; daß auch jeder genau den ihm gebührenden 
Anteil erhält, dürfte die Schilderung des Verrechnungsverfahrens ohne 
weiteres ergeben haben. 

Wodurch wird nun die Anstalt ihrer sozialpolitischen Aufgabe ge- 
recht? Auf zwei Wegen kommt sie dem unter materieller Not oder Er- 
folglosigkeit leidenden Komponisten zu Hilfe. 

Wie wir schon sahen, sind es die Pauschverträge, <lie nicht nur auf 
die Aufführungen aller geschützten Werke fördernd wirken, sondern auch 
dem namenlosen Musiker, der sonst froh sein mußte, überhaupt aufgeführt 
zu werden, noch einen materiellen Nutzen aus der Aufführung seines 
Werkes sichern. Die Gebühr, die der Veranstalter meist nur im Hinblick 
auf Werke der Mode zahlt, die ihm einen Ersatz für die Ausgabe sichern, 
oder für solche Werke, die aufzuführen er seinem Renommee schuldig ist, 
kommt so in i^leicher Weise dem unbekannten Komponisten, für den der 
Aufführende kaum noch eine besondere Gebühr riskiert hätte, zugute wie 
dem Komponisten, den jener wohl bei seiner Zahlung eigentlich im Auge 
hatte. Kurz, der berühmte Komponist verhilft durch seinen Namen seinem 
noch unbekannten Genossen zu einer Einnahme. 

Noch wichtiger, gerade von der rein wirtschaftlichen Seite betrachtet, 
ist die Bestimung, daß lo % der Einnahmen der Unterstützungskasse der 
Genossenschaft zufließen, also für die bedürftisren Komponisten und ihre 
nächsten Verwandten bestimmt sind. Wenn man bedenkt, welche erheb- 
liche Summen schon in einisren Jahren diese zehn Prozent repräsentieren 
werden, kann man sich wohl der Hoffnune hingeben, daß die Schilde- 
rungen krassen Elends und bitterer Not auf den Blättern der Musikee- 
schichte weniger häufig wiederkehren werden, ganz verschwinden werden 
sie leider nicht, denn jede Unterstützungskasse wird nur von kleineren 
und mittleren Existenzen angegangen werden. Die Tragik eines großen 
Künstlers — man denke an Hugo Wolff — mit ihren schweren und doch 
so veredelnden Schicksalsschlägen ist höchstens abschwächbar. Immerhin 
wird das zu erreichende Resultat doppelt erfreulich sein, da es nicht die 
Folge öffentlicher Mildtätigkeit sein wird ; keine Almosen von Fremden, 
für den seines Wertes sich bewußten Künstlers so beschämend, sind es, 
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die er empfängt, denn das Opfer bringen Leute, für die diese Hilfeleistung 
geradezu eine Pflicht ist : die Verleger und die erfolgreichen Komponisten. 
Für den Verleger, der doch seine sämtlichen Einnahmen der Tätigkeit des 
Standes der Komponisten verdankt, ist es durchaus angebracht, wenn er 
sich einen Abzug von zehn Prozent des ihm zukommenden Anteils, der ja 
nur einen minimalen Teil seiner Gesamteinnahmen darstellt, zugunsten 
bedürftiger Mitglieder desselben muß gefallen lassen. 

Da die zehn Prozent von der Gesamtsumme der Reineinnahmen in 
Abzug gebracht werden, steuern gerade die erfolgreichsten Komponisten, 
denen der größte Teil der Einnahmen zufällt, am meisten zur Unter- 
stützungskasse bei. Auch dies ist nicht mehr als billig ; denn einmal wird 
sich wohl mancher sagen müssen, daß er den ihm so reichlich zufließenden 
Gewinn vielleicht weniger verdient hat als sein darbender, weniger vom 
Glück begünstigter Genosse; dann aber kommen doch, wenn es gilt, die 
wirtschaftliche Lage von Angehörigen eines bestimmten Standes zu 
bessern, hierfür, wenn sie über die nötigen Mittel verfügen, zuerst die 
Mitglieder desselben Standes in Betracht. Erst wenn es sich gezeigt hat, 
daß ihre Mittel nicht ausreichen, ist sn die Öffentlichkeit, resp. an den 
Staat zu appelieren. Hier ist das Schlagwort von der Solidarität der 
Klasse am Platze. 

Der Hauptgrund, der eine so heftige Agitation gegen die Anstalt 
bei ihrer Begründung hervorgerufen, war die Sorge, sie möchte durch zu 
schroffes Vorgehen nachteilig auf das gerade in Deutschland, wo so viele 
Gesellschaften und Vereine selbst unter oft großen Opfern der Bekannt- 
machung von Werken sich widmen, so leicht zu schädigende Musikleben 
einwirken. Die beste Gewähr für ein besorgt abwägendes Maßhalten ge- 
rade den der ernsten Musikpflege Dienenden gegenüber bietet die Organi- 
sation der Anstalt selbst. Dadurch, daß ihre Leitung ausschließlich in den 
Händen der Komponisten ruht, deren Interessen mit denen des Musik- 
lebens identisch sind, ist eine Garantie geboten, daß sie sich nie zu einem 
reinen Geschäftsuntemehmem, das einzig und allein von dem Prinzip des 
größten wirtschaftlichen Nutzens regiert wird, entwickeln kann. Und 
das einzige rein kaufmännische Element, der Beamten- und Agenten- 
apparat, ist, im Gegensatze zur französischen Gesellschaft, so vollkommen 
von dieser Leitung abhängig, daß auch von ihm irgend ein schädlicher 
Einfluß nicht zu befürchten ist. 

Die Schilderung der Organisation und des Betriebes der Anstalt hat 
uns somit zu demselben Schluß geführt, wie die ihrer Entstehung und 
ihres Erfolges : Die Anstalt ist nicht nur existenzberechtigt, sie ist für das 
deutsche Musikleben als ErfüUerin rechtlicher und sozialer Aufgaben 
absolut notwendig. 
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Lebenslauf. 

Am II. Nov. 1885 wurde ich, Wolf gang Eugen d'Alibert, 
zu Coburg als Sohn des Komponisten und Pianisten Eugen d' Albert ge- 
boren. Nach Absolvierung des Gymnasiums zu Freiburg i. Br. Juli 1904 
widmete ich mich zunächst in Lausanne (2 Semester) und Berlin (i Se- 
mester) dem Studium der Jurisprudenz, um in Leipzig (i Semester) zur 
Nationalökonomie überzugehen. Meine Lehrer in diesem Fach waren 
in Berlin Schmoller und Wagner, in Leipzig Bücher und Stieda. In 
Leipzig besuchte ich das Seminar des Herrn Prof. Stieda (geleitet von 
Herrn Dr. Biermann). In Heidelberg beendete ich meine volkswirtschaft- 
lichen Studien unter Leitung der Herren Geheimrat Gothein und Prof. 
Rathgen und hörte Handelsrecht bei Herrn Geheimrat Schroeder. Gleich- 
zeitig führte ich die mir von Herrn Geheimrat Gothein gestellte Arbeit aus. 

Ich möchte diese Gelegenheit benutzen, um allen meinen verehrten 
Lehrern meinen herzlichsten Dank auszusprechen, ganz besonders Herrn 
Geheimrat Gothein, der mir seine kostbare Zeit jederzeit bereitwilligst zur 
Verfügung stellte und der mir die Teilnahme an seiner wissenschaftlichen 
Exkursion ins Rheinland gestattet hat — einer Reise, die für mich von 
unschätzbarem Werte gewesen ist. 
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